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I. EINLEITENDE BEMERKUNGEN

In den sozialistischen Staaten werden sehr unterschied liche V erfah-
ren für die Prüfung der Verfassungsm äßigkeit von Gesetzen verw endet. 
Sowohl in der konstitutionellen Doktrin als auch in der Praxis dieser 
Staaten herrschten zunächst Ansichten, nach denen das Funktionieren 
eines außerparlam entarischen Organs mit verfassungsgerichtlichen Be-
fugnissen als unzulässig abgelehnt wurde. Man begründete diese Auf- 
fasung mit dem Hinweis auf die Rolle des Parlam ents im sozialistischen 
Staat. Als Spitzenorgan dieses Staats solle es keiner Kontrolle seitens 
anderer Organe unterste llt w erden1, und die Aufhebung der P.echts- 
gültigkeit eines Gesetzes durch ein Verfassungsgericht würde eine Ein-
schränkung seiner souveränen Stellung bedeuten. Diese Auffasung hat 
nach dem zweiten W eltkrieg in allen sozialistischen Staaten zur Begrün-
dung der alle anderen Kontrollm öglichkeiten ausschließenden Selbst-
kontrolle des Parlam ents auf dem Gebiet der Verfassungsm äßigkeits- 
prüfung von Gesetzen geführt. Als Vorbild für dieses System diente 
die Verfassung der Sowjetunion vom Jahre  1936. Die Verfassungen 
m ancher sozialistischer Staaten übertrugen bestimm te Kompetenzen auf 
diesem  Gebiet den obersten Organen, die den Charakter von Präsidien 
hatten. Diese waren jedoch nicht berechtigt, endgültige Entscheidungen 
hinsichtlich der Übereinstimmung von Gesetzen mit der Staatsverfas-
sung zu treffen, da sie dem Parlam ent un terste llt waren. Ein besonderes 
Modell für die Prüfung der Verfassungsm äßigkeit von Gesetzen w ar das
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durch die Verfassung der Deutchen Dem okratischen Republik vom Jahre  
194J begründete System. Dort wurde nämlich die Bildung eines V erfas-
sungsausschusses vorgesehen, der als internes Hilfsorgan der Volkskam -
mer zur Klärung der hier behandelten Fragen zuständig sein sollte. Den 
Ausschuß bildeten Volkskam m erabgeordnete und andere, außenstehende 
Personen. Er war jedoch nur ein  Begutachtungsorgan, die endgültige 
Entscheidung hinsichtlich der Übereinstimmung des Gesetzes mit der 
Verfassung war der Volkskammer Vorbehalten2.

Das System der parlam entarischen Selbstkontrolle um faßte alle so-
zialistischen Staaten bis 1963. In jenem  Jahr wurde in Jugoslaw ien 
eine  neue Staatsverfassung beschlossen, in der die Bildung von Ver-
fassungsgerichten sowohl -auf der Ebene der Föderation als auch in 
den Föder a Lions re publiken vorgesehen war. Eine Bestimmung über die 
Bildung solcher Organe fand sich auch im Verfassungsgesetz der Tsche-
choslowakei vom 27. Oktober 1968. Der dritte der sozialistischen Staaten, 
dessen Verfassung die Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit vo r-
sieht, ist die VR Polen, wo am 26. März 1982 eine diesbezügliche 
Verfassungsänderung vorgenom m en wurde.

In Jugoslaw ien begannen die V erfassungsgerichte ihre Tätigkeit 
im Februar 1964, nach Verabschiedung des Gesetzes über das Verfas- 
sungsgericht Jugoslaw iens und die Verfassungsgerichte der Födera-
tionsrepubliken. In der Tschechoslowakei wurde diese Einrichtung bis-
her nicht ins Leben gerufen, obwohl eine diesbezügliche Regelung 
in der Verfassung dieses Staates enthalten ist. In Polen war der V er-
fassungsgerichtshof nach Art. 33 a der Verfassung und auf Grund 
des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof vom 29. April 1Э85 am 
12. November 1985 ins Leben gerufen. In den Verfassungen der sonsti-
gen sozialistischen Staaten Europas ist die Bildung von Verfassungs- 
re rich te n  nicht vorgesehen. Die Befugnis, über die Verfassungsmäßig- 
keit von Gesetzen endgültig zu entscheiden, steht dort grundsätzlich 
dem Parlam ent zu.

Eine System atisierung der bestehenden Formen der Verfassungs- 
m äßigkeitsprüfung von Gesetzen ist ein verhältnism äßig kompliziertes 
Problem. Auf Schwierigkeiten stößt man z.B. beim Einordnungsversuch 
des tschechoslow akischen Systems, wo vom form alen Gesichtspunkt aus 
(der Verfassung nach) die Verfassunnsgerichtsbarkeit fungiert, in der 
Praxis jedoch das Parlam ent allein darüber zu entscheiden hat, ob ein 
Gesetz verfassungsm äßig ist.
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Die bestehenden System e der Verfassungsm äßigkeitprüfung von Ge-
setzen in sozialistischen Staaten Europas lassen sich in drei Gruppen 
einordnen:

1) das System, nach dem das Parlam ent das alleinige O rgan ist, 
dem die Prüfung der V orfassungsm äßigkeit von Gesetzen zusteht, das 
aber bestimm te Kom petenzen aus diesem Bereich den obersten Präsi-
dialorganen übertragen kann (die Sowjetunion, Albanien, Ungarn bis 
1984, Bulgarien, Deutsche Demokratische Republik seit 1968, Tschecho-
slowakei, Polen bis 1985);

2) das System der V erfassungsausschüsse, die vom Parlam ent ge-
bildet w erden und als dessen internes Hilfsorgan auf dem hier behan-
delten Tätigkeitsgebiet fungieren (Deutsche Dem okratische Republik in 
den Jahren 1949— 1968, Rumänien seit 1965, Ungarn seit 1984);

3) das System der V erfassungsgerichtsbarkeit in Jugoslawien, Polen 
und Tschechoslowakei (der letztgenannte Staat wird zu dieser Gruppe 
nur auf Grund der Verfassung nicht aber vom Gesichtspunkt der be-
stehenden Praxis aus gezählt)3.

Bem erkenswert ist in diesem Zusamm enhang die in der UdSSR w äh-
rend der Gültigkeitsdauer der Verfassung vom Jahre  1924 angew andte 
Lösung, nach der bestim mte Befugnisse auf dem Gebiet der Verfassungs- 
m äßigkeitsprüfung von Gesetzen dem O bersten Gericht der UdSSR zu-
gestanden wurden. Es war also eine U nterart der außerparlam en tari-
schen Kontrolle. Dieses System hat jedoch nur historische Bedeutuna, 
denn es wurde von keinem der sozialistischen Staaten übernomm en. 
Art, 43 Abs. с der Verfassung der UdSSR vom Jahre  1924 bestimmte, 
daß das O berste Gericht der UdSSR auf A ntrag des Zentralen Exekutiv-
kom itees der UdSSR (des damaligen Parlam ents der UdSSR) die Übe-
reinstimm ung der in den Unionsrepubliken erlassenen Rechtsnormen 
mit der Verfassung der UdSSR zu prüfen hatte. Die Einzelheiten des 
V erfahrens sowie die Formen der Entscheidungsfindung in diesem Be-
reich regelte das Gesetz über das O berste Gericht der UdSSR vom 23. 
Dezember 1923. Nach diesem Gesetz gehörte zu den Befugnissen d e s  
Obersten Gerichts auch die Prüfung von Rechtsnormen, die vom Rat 
der Volkskom missare und von einzelnen Komm issaren (von der Regie-
rung und den Ministern) aus ihrer eigenen Initiative beschlossen w ur-
den. Das Oberste Gericht hatte  festzustellen, ob diese Norm en mit der 
Verfassung der UdSSR übereinstimm ten.

Unter den Befugnissen des Obersten Gerichts w ar diejenige die cre- 
wichtigste, die es zur V erfassungsm äßigkeitsprüfung von Gesetzen be-
rechtigte. Diese Funktion spielte auch die vorrangige Rolle in der prak-
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tischen Tätigkeit dieses Organs. Von der Effektivität dieser Tätigkeit 
zeugt die Tatsache, daß für e tw a zwei Drittel der in den ersten  vier  Ja h -
ren der Tätigkeit des O bersten Gerichts geprüften Fälle A nträge an das 
Parlam entspräsidium  der UdSSR gerich tet w urden unter Geltendm a-
chung, die einschlägigen von den Staatsorganen erlassenen V ero rdnun-
gen und Beschlüsse seien verfassungsw idrig4. In den Jah ren 1924— 1927 
betrafen solche Anträge 7 Parlam ents- und Regierungserlasse in den 
Unionsrepubliken sowie 73 Rechtsakte der Zentralorgane der Union5. 
Vom Ansehen des Obersten Gerichts auf diesem Gebiet zeugt der Um-
stand, daß die überw iegende M ehrheit der A nträge vom Präsidium  des 
Zentra len Exekutivkom itees 'bestätigt w urde8.

Abgesehen von den Befugnissen, die dem O bersten Gericht der 
UdSSR zustanden, folgte die Verfassung vom  Jahre  1924 dem G rund-
satz, daß die obersten V ertre tungsorgane der UdSSR berechtigt waren, 
die Verfassungsm äßigkeit von Gesetzen und N orm ativakten un terge-
ordneten Rangs auch ohne Mitbestimmung seitens des O bersten Gerichts 
zu prüfen. In der Praxis w urden diese Befugnisse m eistens vom Parla-
m entspräsidium  der UdSSR ausgeübt. Das O berste Gericht, das nur 
Anträge auf Erklärung von Rechtsvorschriften als verfassungswidrig 
stellen konnte, spielte die Rolle des Begutachtungsorgans, während die 
endgültige Entscheidung über sein Gutachten dem Parlam ent bzw. des-
sen Präsidium Vorbehalten war. Die Befugnisse des O bersten Gerichts 
w urden 1933 durch ein Gesetz vom 20. Juni 1933 abgeschafft. Dieses 
Gesetz brachte e ine Reorganisierung der sowjetischen Staatsanw alt-
schaft und führte die staatsanw altliche Kontrole über die Einhaltung 
von Rechtsnorm en ein. Laut der Verfassung der UdSSR vom Jahre  1936 
sowie der vom Jahre  1977 wurden alle die Verfassungsm ässigkeit von 
Gesetzen und anderen Rechtsvorschriften betreffenden Kontrollfunktio- 
nen den obersten Organen der Staatsgewalt, d.h. dem Obersten Rat u n i  
seinem Präsidium übertragen. Es handelt sich nun um eine ausschließ-
lich parlam entarische Kontrolle7.

Die Einführung e iner außerparlam entarischen Kontrolle, die von 
ordentlichen bzw. besonderen Gerichten ausgeübt wird, kann in sozia-
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listischen Staaten nur auf dem W ege einer entsprechenden V erfassungs-
änderung erfolgen, die e ine  solche Form der Verfassungsm äßigkeits- 
prüfung von Gesetzen und anderen Rechtsakten zuläßt. Derartige V er-
fassungsänderungen wurden bis jetzt in drei sozialistischen Staaten 
durchgeführt: in Jugoslaw ien (1963), Tschechoslowakei (1968) und in 
Polen (1982). In allen drei Staaten wird die Verfassungsgerichtsbarkeit 
von selbständigen, aus dem System der Rechtsprechung ausgesonderten 
S taatsorganen ausgeübt, die dazu befugt sind, über die Übereinstimmung 
von Rechtsvorschriften mit der Verfassung zu entscheiden. Zur Zeit 
existieren und w irken Verfassungsgerichte nur in Jugoslaw ien und in 
Polen, ln  der Tschechoslowakei wurde ein solches Organ — obwohl 
ausdrücklich in der Verfassung vorgesehen — bis jetzt nicht ins Leben 
gerufen. In Polen begann das Verfassungsgerichtshof seine Tätigkeit 
am 1. Januar 1986.

II. DIE VERFASSUNGSGERICHTSBARKEIT IN JUGOSLAWIEN

Im jugoslawischen Verfassungsrecht w urde bis 1963 der Grundsatz 
vertreten, daß das Parlam ent allein dazu befugt ist, über die V erfas-
sungsm äßigkeit der Gesetze zu entscheiden. Die Verfassung Jugosla-
wiens vom Jahre  1946 bestim mte in Art. 44 un ter anderem, daß es zur 
Eigenschaft der Volksversamm lung und ihres Präsidium s gehörte, die 
V erfassung zu verw irk lichen sowie die Ü bereinstim m ung ziwischen 
den Verfassungen der Republiken und derjenigen der Föderation zu 
sichern. Das Präsidium des Parlam ents legte auf A ntrag der dazu be-
fugten O rgane oder aus eigener Initiative ein G utachten vor, in dem es 
seine Meinung zur Frage der Übereinstim mung von Gesetzen der Re-
publiken mit der Verfassung Jugoslaw iens und den Gesetzen der Föde-
ration bekannt gab, wobei verm erkt wurde, daß die endgültige Entschei-
dung über das Gutachten dem Parlam ent Vorbehalten ist (Art. 74 Pkt. 4 
der Verfassung Jugoslaw iens vom Jahre  1946). Dieses Modell der Ver- 
fassungsm äßigkeitsprüfung war also nur auf Verfassungen und Gesetze 
der Föderationsrepubliken ausgerichtet, Gesetze der Föderation dagegen 
w urden der Prüfung nicht unterzogen. Nach den jugoslawischen Auto-
ren besteht keine Möglichkeit, diese Lösung zu bew erten, weil sie nicht 
praktiziert w urde8.

Durch das V erfassungsgesetz vom 13. Januar 1953, das e ine  um fang-
reiche Novellierung der Verfassung vom Jahre  1946 darste llt, wurden

8 D. C a c a ,  Federalizm a kontrola konstytucyjności ustaw w  Jugosławii  (Fö-
deralismus und die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen in Jugoslawien),  
„Państwo i Prawo" („Staat und Recht", weiter PP) 1984, H. 1, S. 40.



einige w esentliche Neuregelungen in das bestehende System der Ver- 
fassungsm äßigkeitsprüfung des Rechts eingeführt. E rw eitert w urde der 
gegenständliche Umfang der Prüfung, die nun auch die Gesetze der 
Föderation um faßte (Art. 15 Pkt. 10 des V erfassungsgesetzes vom Jahre 
1953), wobei den letzteren übergeordneter Rang gegenüber den Geset-
zen der Republiken garan tiert wurde. Dieses Gesetz bestimm te nämlich, 
daß im Falle eines W iderspruchs zwischen dem Föderationsgesetz und 
dem einer Republik dem föderativen Gesetz Vorrang zu geben ist (Art. 
11 Abs. 2). Mit Auflösung des Präsidiums der Volksversamm lung und 
Gründung des Amts des Präsidenten Jugoslaw iens wurden a lle Be-
fugnisse zur V erfassungsm äßigkeitsprüfung dem Föderationspariam ent 
(der Skupschtina der Föderation) übertragen. Eine Neuheit war hierbei 
die Bildung des ständigen Ausschusses für Auslegung von Gesetzen in 
der Skupschtina der Föderation (Art. 62 im Zusammenhang mit Art. 69 
des Verfassungsgesetzes vom Jahre 1953). Der Ausschuß hatte sich 
zur verbindlichen Auslegung der Gesetze der Föderation zu äußern 
sow ie in Ausführung der im Parlam ent eingebrachten Anträge ein Gu-
tachten über die V ereinbarkeit der von der Föderation und den Republi-
ken erlassenen Gesetze mit der Verfassung Jugoslaw iens zu ersta tten  
und dieses Gutachten den beiden Parlam entskam m ern zur Bestäticrung 
vorzulegen. Der Ausschuß bestand aus 9 M itgliedern, die von beiden 
Kam mern in gemeinsam er Sitzung aus den Reihen der Parlam ents-
abgeordneten gewählt w urden9.

Die dargestellte rechtliche Regelung der V erfassungsm äßigkeitsprü-
fung von Gesetzen in Jugoslaw ien galt bis 1963. In diesem Jahr wur 'en 
auf Grund e iner neuen Verfassung V erfassunascerichte — eine in so rn - 
listischen Staaten bisher nicht bekannte Einrichtung — auf der E b e n -
der Föderation und in den einzelnen Föderationsrepubliken oebild^t. 
Die bisher vom Parlam ent ausgeübte Kontrolle wurde für unzulänglich 
erklärt. Die Praxis hatte gezeigt, daß das Föderationsparlam ent sowie 
die Parlam ente der Republiken nur e inen Geringen Teil von verfas-
sungswidrigen Rechtsakten aufhoben*®. D arüber hinaus wurde fest^e-

9 Ausführlichere Behandlung des Themas Prüfung der Verfassung,s-m?ßigkeit von 
Gesetzen auf Grund der Verfassung Jugoslaw iens vom Jahre 1946 und des V er-
fassungsgesetzes vom Jahre 1953 siche J. D j o r d j e v r c ,  Novi ustavni s is tem  (Neues 
Verfassungssystem ), B-ograd 1964, S. 820—825; S t e f a n o v i c ,  Uslavno pravo  
FNR Jugoslavij e i komparativno  (Verfassungsrecht Jugoslaw iens und vergleichendes  
Recht), Bd. I, Zagreb 1956, S. 94—97; D. С a c a, Fecleralizm a kontrola konstytucyjności 
ustaw w Ju g oihw i i  (Föderalisnv s und die Prüfung der V eriassungsm eßigkeit von  
Gesetzen in Jugoslawien), S. 39—40.

10 В. J о V a n о v i ć, Konstilucionnyje  sud y Jugosławii (Ver[aissung:-gerichtc Ju-
goslawiens), „Sow itskoj'j Gisudurstw o i Prawo" („Sowjetischer Staat und Recht") 
1967, Nr. 3, 3. 113.



stellt, daß bei Beurteilung von Rechtsakten hinsichtlich ihrer Ü berein-
stimmung mit der Verfassung unterschiedliche K riterien angewandt 
worden waren. Diese Situation führte zu der Erkenntnis, daß es no t-
wendig war, eine unabhängige Einrichtung, wie es die Verfassungs- 
f erichle sind, ins Leben zu rufen, deren Aufgabe darin bestehen würde, 
Gesetze und andere  Rechtsvorschriften unter dem Gesichtspunkt der 
Verfassungsm äßigkeit zu prüfen. Mit der Bildung von Verfassungs-
gerichten m ußten den Parlam enten (dem Föderationsparlam ent und 
den Parlam enten der Republiken) ihre Befugnisse nicht etw a entzogen 
werden, vielm ehr war um gekehrt eine beachtliche Intensivierung in 
deren W ahrnehm ung zu verzeichnen. Die Praxis bew eist nämlich, daß 
die Parlam ente der Frage der Verfassungsm äßigkeit der erlassenen Ge-
setze eine viel größere Aufm erksam keit schenken, w enn sie mit der 
Möglichkeit zu rechnen haben, daß ein außerparlam entarisches, unab-
hängiges O rgan diese Gesetze e iner Prüfung in Bezug auf deren V er-
fassungsm äßigkeit unterziehen und sie für verfassungswidrig erklären 
kann. Der notw endigerweise begrenzte Umfang dieser Abhandlung 
erlaubt es nicht, die für die Einrichtung von V erfassungsgerichten in 
Jugoslaw ien sprechenden Gründe ausführlicher zu erörtern.

Mit der 1963 beschlossenen neuen V erfassung Jugoslaw iens w urde 
die ausschließliche Parlam entszuständigkeit auf dem Gebiet der Verfas- 
sungsm äßigkeitsprüfung von Gesetzen abgeschaft und wurden Verfas- 
sungsgeriche auf den Eben der Föderation und der Republiken ins Leben 
gerufen11. Die Verfassung enth ielt nur die w esentlichsten Bestimmun-
gen, die die Organisation, die Zusammensetzung, den Kompetenzbereich 
und die V erfahrensw eise des V erfassungsgerichts Jugoslaw iens betrafen 
(Kapitel VII Verlassungsmäßigkeit und Rechtsstaatlichkeit und Kapitel 
XIII Das Verfassungsgericht Jugoslawiens). Eine ausführlichere Regelung 
der diesbezüglichen Fragen brachte das Gesetz über das V erfassungs-
gericht Jugoslaw iens vom Jahre  196312, in dem Ausführungsvorschriften 
zur Verfassung enthalten  waren, sowie die vom Verfassungsgericht 
beschlossene Geschäftsordnung. Die die V erfassungsgerichte der Repub-
liken betreffende Regelung ist in der Verfassung Jugoslaw iens vom 
Jahre  1963, den ebenfalls 1963 beschlossenen Verfassungen der Re-
publiken, den ordentlichen Gesetzen der Republiken sowie in den von 
den einzelnen V erfassungsgerichten beschlossenen Geschäftsordnungen 
enthalten.

In der gegenwärtigen, aus dem Jahre  1974 stam m enden Verfassung 
Jugoslaw iens sind alle diese O rgane ohne wichtigere Ä nderungen erhal-

11 Siehe T. S z y m c z a k ,  Ustrój europejskich państw socjalis tycznych (Vor- 
fassungsordnung der sozialistischen Sataten EuTopas), Warszawa 1983, S. 400 ff.

12 „Slużbenj List SFRJ" („Gesetzblatt Jugoslawiens") 1963, Nr. 52, Pos. 715.



l-ап geblieben. Einige unw esentliche Unterschiede finden sich nur in 
den e inzelnen präzisierenden Bestimmungen, die Gegenstand, Zusam-
mensetzung und Bildung des V erfassungsgerichts Jugoslaw iens betrof-
fen. Diese Verfassung sieht auch die Bildung von Verfassuingsger ichi.en 
auf der Ebene der autonom en Gebiete vor (Verfassungsgerichte ;.uf 
dieser Ebene wurden 1972 ins Leben gerufen)13. Von w esentlicher Be-
deutung ist die Änderung bezüglich der für die Bestimmung der V er-
fahrensordnung vor dem Gericht Jugoslaw iens zuständigen Stelle. Früher 
bestimmte das ordentliche Gesetz des Föderationsparlam ents die V er-
fahrensordnung14; gegenwärtig ist dazu lau t Art. 396 der Verfassung 
das Verfassungsgericht selbst befugt. Auf Grund dieser Kompetenzzu- 
weisung beschloß das V erfassungsgericht Jugoslaw iens im Jah re  1974 
die Geschäftsordnung, die die Regeln über das Verfahren vor diesem 
O rgan en thält1’.

Die Regelung der Befugnis zum Erlaß der Verfahrensordnung für 
die Verfassungsgerichte der Republiken und der autonom en Gebiete ist 
differenziert: sie wird entw eder durch Gesetze der einzelnen Parla-
m ente oder durch die vom jew eiligen V erfassungsgericht beschlossene 
Geschäftsordnung bestimmt. Die Bestimmung der Verfahrensordnung 
durch Gesetz ist in den Verfassungen von Slowenien, M akedonien, 
Serbien und W ojwodina vorgesehen; in den Verfassungen von Bosnien- 
-Herzegowina, M ontenegro, Kroatien und Kosowo-M etohija hingegen 
wird dieses Problem, ähnlich wie es die Verfassung Jugoslaw iens von 
1974 vorsieht, durch die Geschäftsordnung des jew eiligen Verfassungs-
gerichts geregelt. Für Fragen, die in den genannten Rechtsakten nicht 
berücksichtigt sind, w erden die entsprechenden Vorschriften der Pro-
zeßordnung, d.h. Vorschriften des Zivil- bzw. des allgemeinen V er-
waltungsverfahrens ange w endet1'.

13 Nach der V erfassung Serbiens vom Jahre 1963 gehörte die Aufsicht über die 
Übereinstimmung der von den Organen autonomer Gebiete Serbiens erlassenen ge-
setzlichen Normierungen mit den Verfassungsgesetzen der Gebiete in den Kompe-
tenzbereich des Verfassungsgerichts Serbiens. Erst im Jahre 1968 nach Durchführung  
der XVIII. Änderung der Verfassung Jugoslaw iens wurden diese Befugnisse den 
Gebietsorganen, d.h. den Obersten Gerichten übertragen. Im Rahmen der Gerichte 
wurden Verfassungsrechtliche Abteilungen gebildet. Dieses System dauerte bis 1972. 
ln diesem  Jahr nach der Verfassungsänderung von 1971 wurde Bildung von Verfas-
sungsgerichten auf der Ebene autonomer Gehiete möglich.

14 Das Gesetz über das Verfassungsgericht Jugoslawiens von 24.12.1963.
15 Geschäftsordnung des Verfassungsgerichts  Jugoslawiens von 3.12.1974 („Sluźbeni 

List SFRJ" 1974, Nr. 66, S. 2049—2053).
16 N. S t j e p a n о v  i ć, Kontrola javne uprave od strane ustavnih sudova  (Kon-

trolle der öffentlichen Verwaltung durch Vorfassungsgerichte), „Pravni 2ivot"  
(„Rechtslebeii”) 1983, Nr. 10, S. 1027.



Die M itglieder der jugoslawischen V erfassungsgerichte werden von 
den Parlam enten der jeweiligen Ebene berufen. Das V erfassungsgericht 
Jugoslaw iens besteht aus 14 M itgliedern — einem  Vorsitzenden und 13 
Richtern. Die Föderationsstruktur des Staates findet ihre W idersp ie-
gelung in der personellen Zusamm ensetzung dieses Organs. Bei den 
Richterw ahlen muß der Grundsatz beachtet werden, daß zwei V ertre ter 
jeder Republik und e iner von jedem  autonom en Gebiet gewählt werden. 
Zweck dieser Regelung ist die Gewährleistung der Gleichberechtigung 
der Subjekte der Föderation (der Föderationsrepubliken) im Rahmen 
dieses Organs. Sie w urde erst in der Verfassung vom Jahre  1974 (Art. 
381) verankert. Aus dem selben Grunde wurde auch die M itgliederzahl 
des Verfassungsgerichts Jugoslaw iens von 11 auf 14 vergrößert. Der 
Vorsitzende und die Richter dieses Gerichts w erden vom Föderations-
parlam ent auf A ntrag des Präsidium  der Föderation gewählt. An den 
W ahlen beteiligen sich beide Parlam entskam m em , der Föderationsrat 
sowie der Rat der Republiken und der autonom en Gebiete. W eder die 
Verfassung Jugoslaw iens noch irgendwelche Durchführungsvorschriften 
stellen formale A nforderungen auf, die von den Kandidaten für den 
Vorsitz und das R ichteram t zu erfüllen wären. In der Praxis werden 
die M itglieder des Gerichts aus dem Kreis bekannter politischer und 
gesellschaftlicher A k tivisten gewählt; die M ehrzahl von ihnen hat eine 
ju ristische Ausbildung17.

Die W ahlperiode beträgt 8 Jahre, die M öglichkeit e iner w ieder-
holten W ahl ist ausgeschlossen (Art. 381 Abs. 2 der Verfassung). Nach 
der bis 1974 geltenden Regelung konnten die M itglieder des Verfas-
sungsgerichts Jugoslaw iens wiederholt, aber nicht m ehr als einm al, 
gew ählt werden. N ach jener Regelung w urde auch die Hälfte des Rich-
terbestands alle vier Jah re  ausgew echselt; das Amt des Vorsitzenden 
dagegen alle 8 Jah re  neu besetzt. Gegenwärtig w ird dieses Amt jedes 
Jah r neu besetzt, jedoch mit der Maßgabe, daß V ertre ter jeder Re-
publik und jedes autonom en Gebiets die Funktion des Vorsitzenden 
nacheinander ausülben. Das ist der Grund für die achtjährige W ahl-
periode.

Die M itglieder der Verfassungsgerichte der einzelnen Republiken 
und autonom en Gebiete w erden von den einschlägigen Parlam enten auf 
A ntrag von Parlam entsausschüssen aus den Bürgern der jeweiligen 
Republik gewähl. Die M itgliederzahl der V erfassungsgerichte differiert 
in den Republiken und autonom en Gebieten je nach ihrer Größe. Sie 
bestehen aus einem  V orsitzenden und 6 bis 10 Richtern18. Die Richter 
der Verfassungsgerichte der Republiken und autonom en Gebiete werden

17 J o v a n o v i c ,  op. cit., S. 116.
18 S t j e p a n о V i Ć, op. cit., S. 1021. .. j -  -



wie die des V erfassungsgerichts Jugoslaw iens für 8 Jahre  gewählt, 
aber auch die unter den Richtern gew ählten Versitzenden dieser Ge-
richte üben dieses Amt eine  kürzere  Zeitdauer aus, als es für das 
Richterm andat vorgesehen ist; der Vorsitzende des Verfassungsgerichts 
Serbiens z.B. leitet das Gericht nur ein Jah r lang.

M itglieder der jugoslawischen V erfassungsgerichte können nicht 
vor Ablauf der W ahlperiode ihres Am tes enthoben werden, außer wenn 
die in der Verfassung vorgesehenen Umstände e ingetreten sind. In sol-
chen Fällen w erden sie von denselben O rganen abberufen, die sie ge-
wählt haben. Die Umstände, die die Abberufung des Rich.ers m ögli'h  
machen, sind in der Verfassung exak t bestimmt. Die Feststellung, daß 
sie eingetre ten  sind, gehört zum Kom petenzbereich des V erfassunjs- 
çerich ts selbst. Die Abberufung kann erfolgen, nachdem  das Verf .s- 
sungsgericht das Parlam ent benachrichtigt hat, daß ein in der V erLs- 
sung vorgesehener Um stand eingetreten  ist. Das M itglied des jugosla-
wischen Verfassungsgerichts kann in folgenden Fällen abberufen 
werden:

1) auf A ntrag des Richters,
2) wenn er wegen einer Straftat zur Freiheitsstrafe verurteilt ist,
3) wenn er  die zur Ausübung seiner Funktion erforderlichen körper-

lichen Fähigkeiten eingebüßt hat (Art. 382 Abs. 1 der Verf.).
An Stelle des abberufenen Gerichtsm itglieds wählt das Parlam ent 

einen neuen Richter, und dieser bleibt für die Dauer der W ahlperiode 
seines Vorgängers im Amt.

M itglieder des Organs, das in Fragen der Übereinstim mung von Ge-
setzen mit der Verfassung zu entscheiden hat, müssen eine Rechts-
stellung innehaben, die gewährleistet, daß sie ihrer Funktion gerecht 
werden können. Ähnlich wie für die ordentlichen Gerichte gilt für 
die jugoslawischen Verfassungsgerichte der Grundsatz der Unabhängig-
keit der Richter in der Rechtsprechung. Der Unterschied ist nur der, 
daß die Richter der ordentlichen Gerichte den Gesetzen und die V er-
fassungsrichter der Verfassung bzw. den Verfassungsgesetzen unter-
worfen sindin. Die Unabhängigkeit der Richter wird auch durch andere 
Bestimmungen gesichert, aus denen sich folgende Grundsätze ergeben:

1) die Unabsetzbarkeit des Richters mit Ausnahme der in der V er-
fassung vorgesehenen Fälle,

2) die U nvereinbarkeit des Richteram ts mit der Übernahm e anderer 
Funktionen,

3) die richterliche Immunität.

19 Ausführlicher behandelt dieses Thema M. D o m a g a ł a ,  Pojęcie I istota sqdu 
konstytucyjnego  (Boęrriff und W esen des Vorfassungsgerichts),, „Acta Universitatls 
Lodzi ел sis" 1977, Serie I, H. 19, S. 59 ff.



Den jugoslawischen Richtern der V erfassungsgerichte ist es un ter-
sagt, andere Funktionen in staatlichen oder Selbstverwaltungsorgamen 
während der W ahlperiode auszuüben. In der Praxis wird nur eine  V er-
bindung des Richteramts mit dem des Hochschulprofessors zugelassen. 
Die Im m unität der V erfassungsrichter besteht darin, daß sie wegen 
ihrer Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des V erfassungsgerichts nicht 
oder nur unter erschw erten V oraussetzungen zur V erantw ortung g e-
zogen w erden können. Die Imm unität der V erfassungsrichter un terschei-
det sich erheb lich von der der Richter orden tlicher Gerichte. Nach der 
Verfassung Jugoslaw iens steht den Richtern der V erfassungsgerichte die-
selbe Immunität zu, wie den A bgeordneten des Parlam ents, von dem 
sie zur Ausübung des Richteram ts in das jew eilige V erfassungsgericht 
berufen worden sind. Das V erfassungsgericht kann jedoch seine Zu-
stimmung zur strafrechtlichen oder disziplinarischen Verfolgung eines 
seiner richterlichen M itglieder erteilen.

Als kollegiales Staatsorgan besitzt das Verfassungsgericht Jugo-
slaw iens eine entsprechende interne O rganisation und verfügt über 
einen entsprechenden Fach- und Bürodienst, der ihm eine funktions-
gerechte  Arbeit ermöglicht. In der Verfassung sind keine Vorschriften 
enthalten, die diesen Tätigkeitsbereich regeln. Es wird nur auf Aus-
führungsvorschriften untergeordneten Rangs im allgem einen verwiesen. 
Sowohl die Verfassung vom Jahre  1963 als auch die von 1974 berech-
tigen das Verfassungsgericht Jugoslawiens, die Fragen der internen 
O rganisation durch eigene Beschlußfassung zu regeln. Bis Ende 1974 
hatten die Bestimmungen der Geschäftsordnung vom Jahre  1964 sowie 
die A rbeitsordnung des Dokum entationsbüros des Verfassungsgerichts 
Jugoslaw iens vom Jahre  1965 Gültigkeit. Am 22. Januar 1975 faßte das 
Verfassungsgericht Jugoslaw iens den Beschluß über die Organisation 
des Verfassungsgerichts20. Dieser Beschluß regelt auch die Organisation 
und den Tätigkeitsbereich des Sekretariats als e iner dienstleistenden 
Hilfseinrichtung des Gerichts.

Der genannte Beschluß bestim mt u.a., daß das Gericht Ausschüsse 
bildet und im Bedarfsfall auch andere Arbeitskollektive berufen soll. 
Vorgesehen sind 4 ständige Ausschüsse:

1) der Ausschuß für die W ahrnehm ung und Untersuchung von 
Erscheinungen im Bereich der Verfassungsmäßigkeit,

2) der Redaktionsausschuß,
3) der Ausschuß für die Redaktion der Sammlung der Urteile und 

Beschlüsse des Verfassungsgerichts,
4) der Ausschuß für Kontakte mit dem Ausland.

20 „Sluzbcni List SFRJ" 1975, Nr. 14, S. 370— 373.



Die M itglieder der Ausschüsse w erden vom V erfassungsgericht auf
2 Ja h re  berufen, eine  w iederholte W ahl für denselben Ausschuß ist 
zulässig.

Der V erw altungsapparat des Verfassungsgerichts Jugoslaw iens 'be-
steht aus dem Sekretär und seinem Stellvertreter, dem Sekretariat und 
sonstigen V erw altungsangestellten. Das Sekretariat des Verfassungs-
gerichts ist weit ausgebaut; es besteht aus folgenden O rganisationsein-
heiten:

1) der Abteilung für fachliche Sachbearbeitung und andere Fragen, 
für deren Lösung Fachkenntnisse erforderlich sind,

2) dem Kabinett des Vorsitzenden des Verfassungsgerichts,
3) den Kabinetten der Richter,
4) dem Büro für die Praxis der VerfassungsgerichtsbaTkeit und die 

Dokumentation,
5) dem Büro des Sekretärs sowie anderen Abteilungen und Arbeits-

stellen, in denen Hilfskräfte beschäftigt sind21.
Der w esentlichste W irkungsbereich, für den die Verfassungsgerichle 

vor allem ins Leben gerufen wurden, ist die Entscheidung über die 
Verfassungsm äßigkeit von Gesetzen und anderen norm ativen Akten. 
Die Praxis zeigt jedoch, daß die in der Verfassung Jugoslaw iens un i 
den Verfassungen der einzelnen Föderationsrepubliken sowie au tono-
men Gebiete festgelegten Kom petenzen weit über diesen Rahmen hinaus-
gehen. Die V erfassungsgerichte sind nämlich befugt, in verschiedenen 
Streitsachen zu entscheiden, wo es um die richtige Auslegung der V er-
fassungsvorschriften geht, z.B. in Kom petenzstreitigkeiten bzw. solchen, 
deren Gegenstand gegenseitige Rechte und Pflichten gesellschaftlich- 
-politischer Verbände bilden. Aus der Analyse der V erfassungsvor-
schriften ergibt sich, daß diese O rgane sich nicht nur mit Streitsachen 
beschäftigen, sondern sich u.a. auch bemühen, die Tätigkeit anderer 
staatlicher Organe in bestimm ter Richtung zu inspirieren. Vor allem 
handelt es sich dabei um die Gesetzinitiative des Parlam ents und ande-
rer  dazu befugter O rgane22.

21 Ausführlichere Behandlung der internen Organisation des Verfassungsgerichts  
Jugoslawiens bei M. D o m a g a ł a ,  Postępowanie przed Sądem Konstytucyjnym  J u -
gosławii w sprawach o ocenę zgodności ustaw i innych aktów normatywnych  z kon-
stytucją  (Das Verfahren beim Verfassungsgericht Jugoslawiens, in dem die Frage der 
Übereinstimmung von Gesetzen und anderen Rechtsakten mit der Verfassung entschie-
den wird), „Acta Universitatis Lodziensis" 1980, Folia iuiidica 1, S. 5—8.

22 Ausführlicher über d ieses Thema bei M. D o m a g a ł a ,  Kontrola zgodności 
prawa z konstytucją w  europejskich państwach socjalis tycznych  (Die Prüfung der 
V erfassungsm äßigkeit des Rechts in sozialistischen Staaten Europas), Warszawa 1986, 
S. 113 ff und bei T. S z y m c z a k ,  Jugosławia  — państwo lederacyjne  (Jugoslawien  
— ein Föderationsstaat), Łódź 1982, S. 389.



In einem  Föderationsstaat ist die Frage der Übereinstim mung der 
Verfassungen der einzelnen Republiken mit der Föderationsverfassung 
von erstrangiger Bedeutung. Das V erfassungsgericht Jugoslaw iens ist 
jedoch in dieser Frage nicht entscheidungsbefugt. Es steht ihm je lo ch  
auch insoweit das Recht zu, auf Antrag des Föderationsparlam ents ein 
Gutachten zu ersta tten, in dem es eine W idersprüchlichkeit zwischen 
der Verfassung einer Republik bzw. eines autonom en Gebiets und der 
Verfassung Jugoslaw iens nachw eisen kann (Art. 378 der Verf.). Die 
endgültige Entscheidung über ein solches Gutachten steht aber nur 
dem Föderationsparlam ent zu. Seit 1974, d.h. seit der Verabschiedung 
der gegew ärtigen Verfassung, ist kein derartiger Fall e ingetreten23. 
Das V erfassungsgericht Jugoslaw iens ist außerdem  in folgenden Fragen 
entscheidungsbefugt :

1) Übereinstimmung der Gesetze mit der Föderationsverfas&ung,
2) W idersprüchlichkeit von Gesetzen der Republiken und autono-

men Gebiete im V erhältnis zu den Gesetzen der Föderation,
3) Übereinstimmung von Rechtsvorschriften und andersartigen a llge-

meinen Rechtsakten der Föderationsorgane mit der Verfassung und den 
Gesetzen der Föderation,

4) Fragen der Übereinstim mung von Rechtsvorschriften und ander-
sartigen allgemeinen Rechtsakten der Organe gesellschaftlich-politischer 
Verbände und allgem einen Selbstverw altungsakten mit der Verfassung 
und den Gesetzen der Föderation, für deren Durchsetzung die Bundes- 
organe verantw ortlich sind.

W ie aus dieser Darstellung ersichtlich ist, ers treck t sich die Kon- 
trolltä tigkeit des V erfassungsgerichts Jugoslawiens auf norm ative Akte, 
die von gesetzgebenden, Vollstreckungs-, Adm inistrativ- und Selbstver-
w altungsorganen der drei Ebenen (der Föderation, der Republiken und 
der autonom en Gebiete) erlassen werden. Die Prüfung erfolgt un ter dem 
Gesichtspunkt der Übereinstimmung der norm ativen Akte mit der V er-
fassung und den Gesetzen der Föderation (Art. 375 Abs. 1 Pkt. 1—4 
der Verfassung).

Die V erfassungsgerichte der einzelnen jugoslaw ischen Republiken 
sind befugt, in folgenden Sachgebieten zu entscheiden:

1) Übereinstimmung der Gesetze der Republik (in Serbien — auch 
der Gesetze der autonom en Gebiete) mit der Verfassung der Republik,

2) Übereinstimmung anderer von O rganen der Republik erlassener 
norm ativer Akte mit der Verfassung oder den Gesetzen der Republik. 
Verfassungsgerichte auf der Ebene des autonomen Gebiets treffen Ent-
scheidungen in Fragen der Übereinstimmung von Gesetzen und anderen

*3 С a c a, op. cit., S. 42.



von den O rganen des Gebiets erlassenen norm ativen Akten mit der 
Verfassung dieses Gebiets.

Die wichtigsten Grundsätze des die Prüfung der Verfassungsmi'ßirj- 
keit des Rechts betreffenden V erfahrens bei jugoslawischen Verfas:- 
sungsgerichten sind im den V erfassungsvorschriften enthalten. Diese 
allgem einen Vorschriften w erden durch Bestimmungen untergeor.lneten 
Rangs konkretisiert. Eine bedeutende Rolle in der Gestaltung des V er-
fahrens erfü llt auch die Rechtsprechung der Verfassungsgerichte selbst. 
Das V erfahren bei dem V erfassungsgericht Jugoslaw iens regelte bis 
1974 das Gesetz über das V erfassungsgericht vom Jahre  1963. In der 
Verfassung vom Jahre 1974 w erden diese Fragen nicht mehr als Ge-
genstand der Gesetzgebung betrachtet. Ein neues Gesetz über das V er-
fassungsgericht anstelle desjenigen von 1963 wird nicht vorgesehen. 
Viele Fragen, die auf dem W ege der Gesetzgebung geregelt wurden, 
finden jetzt Berücksichtigung in der Verfassung; diejenigen dagegen, 
die dort nicht berücksichtigt sind, wurden dem Verfassungsgericht zur 
selbständigen Regelung übertragen, was dieses auch in seiner Geschäfts-
ordnung vom 3. Dezember 1974 ausgeführt hat.

Im jugoslawischen System der Prüfung von Gesetzen gilt der Grund-
satz der generellen Beanstandung des Gesetzes unter dem Gesichts-
punkt seiner Übereinstimmung mit der Verfassung — die sog. Klage auf 
Aufhebung des Gesetzes. Die Prüfung findet nicht schon bei einem  für 
die konkrete  Streitsache zuständigen Gericht statt, wie es im am erika-
nischen System üblich ist, sondern bei einem  besonderen Organ, dem 
Verfassungsgericht. Das Verfahren vor dem Verfassungsgericht, das die 
Frage der Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes zu entscheiden hat, ver-
läuft in vier Etappen:

1) Einleitung des Verfahrens,
2) Vorverfahren,
3) Hauptverhandlung,
4) Verkündung des Urteilspruchs des Verfassungsgerichts.
Besonders bem erkensw ert ist der breite Kreis von Subjekten, die

berechtigt sind, Anträge auf Einleitung des V erfahrens im der Frage 
der Verfassungsm äßigkeit des Rechts zu stellen, sowie derjenigen, 
die dazu befugt sind, die Initiative in diesem Bereich zu ergreifen. 
Die Verfassung Jugoslaw iens und die auf Grund der Verfassung im 
Jah re  1974 beschlossene Geschäftsordmung des Verfassungsgerichts 
unterscheiden drei M öglichkeiten der Einleitung des V erfahrens in 
der Frage der Verfassungsmäßigkeit von Rechtsakten.

Erstens ist die Einleitung des Verfahrens obligatorisch, w enn sie 
von den dazu berechtigten Organen, Organisationen und gesellschaft-
lich-politischen Verbänden, die in Art. 387 Abs. 2 der Verf. genannt



sind, beantragt wird. Das Verzeichnis der an t rags berechtig ten Subjekte 
ist recht um fangreich.

Zweitens hat das Verfassungsgericht im Falle e iner Initiative seitens 
der Bürger, der Selbstverw altungsorgane und der gesellschaftlichen 
O rganisationen über die Einleitung des Verfahrens durch Beschluß zu 
entscheiden. Art. 387 A;bs. I der Verf. besagt, daß:

[...| jedermann dazu berechtigt ist, die Initiative zur Einleitung des Verfahrens 
in Fragen der V erfassungsmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit von Rechtsvorschriften zu 
ergreifen.

Drittens kann das V erfassungsgericht aus eigener Initia tive im W ege 
e ines entsprechenden Beschlusses das Verfahren ein leiten (Art. 387 
Abs. 3 der Verf.).

Der Antrag bzw. die Forderung, das Verfahren beim Verfassungs-
gericht Jugoslawiens einzuleiten, ist unm ittelbar an dieses O rgan zu 
■richten. Zur Führung des Verfahrens in einer bestim mten Streitsache 
ernenn t das Gericht den sog. R ichter-Berichterstatter. Er hat vor allem 
das Einleitungsverfahren zu führen und die H auptverhandlung vorzu-
bereiten. Das Kabinett des Richters fungiert in dieser Phase des V er-
fahrens als sein Hilfsorgan.

Einen Antrag auf Einleitung des Verfahrens, in dem die Verfassungs-
m äßigkeit oder Gesetzm äßigkeit e ines bestimm ten Rechtsakts geprüft 
w erden soll, übersendet das Gericht dem Organ, das e ine verfassungs-
widrige Vorschrift erlassen hat, mit der A ufforderung zur S tellung-
nahme. Neben dem A ntragssteller ist dieses O rgan M itbeteiligter an 
dem Verfahren. Das V erfassungsgericht ist durch den Inhalt der im 
Antrag en thaltenen Forderung nicht völlig gebunden. Es kann auch die 
Verfassungsm äßigkeit anderer im Gesetz en thaltener Bestimmungen, 
die vom A ntraoste ller nicht erw ähn t wurden, der Prüfung unterziehen 
(Art. 12 Pkt. 2 der Geschäftsordnung des Gerichts vom Jahre  1974). 
Diese Berechtigung korrespondiert m it der Befugnis der V erfassungs-
gerichts zur Einleitung des Verfahrens aus eigener Initiative.

In der Geschäftsordnung des Verfassungsgerichts vom Jahre  1974, 
sowie im Gesetz über das V erfassungsgericht vom Jahre  1963 ist die 
M öglichkeit vorgesehen, daß die beanstandeten Rechtsvorschriften mit 
der Verfassung bzw. den betroffenen Gesetzen in Einklag gebracht 
w erden können, bevor das V erfassungsgericht das Urteil verkündet hat. 
Das Gericht kann un ter Berücksichtigung der im Verlauf des Einlei-
tungsverfahrens festgestellten Um stände dem Organ, das eine verfas-
sungswidrige Vorschrift erlassen hat, die Möglichkeit geben, die W i-
dersprüchlichkeit vor V erkündung des Urteils zu beseitigen. Falls das



einschlägige O rgan diese Gelegenheit nicht wahrnimmt, ist anzunehm en, 
daß es sie nicht akzeptiert hat. In einen solchen Fall nimmt das 
V erfahren seinen w eiteren Lauf. Die Vorschrift des Art. 14 der Geschäfts-
ordnung, die die erw ähnte M öglichkeit betrifft, findet in der Praxis 
Anwendung, wenn bestimmte Umstände eingetreten sind. Vor allem aber 
muß das Verfassungsgericht die Verfassungsmäßigkeit der beanstan -
deten Vorschriften prüfen und gegebenenfalls feststellen, daß sie gegen 
höherrangiges Pecht verstoßen. Es bestehen keine Vorschriften, die 
das Gericht zwingen, eine  Entscheidung in der hier besprochenen Frage 
in einem  bestimm ten Stadium des V erfahrens zu treffen. Eine Ent-
scheidung kann sogar nach Abschluß der H auptverhandlung gefällt 
w erden24. Dieser Fall ist eine Ausnahm e von der Regel, die verlangt, 
daß das Verfahren, dessen Gegenstand die Prüfung der Verfassungs- 
meßigkeit von Rechtsakten bildet, mit einem  konkreten Urteilsspruch 
abgeschlossen wird.

Hinsichtlich der Verfassungsgerichtsverfahrens gilt der Grundsatz 
der Öffentlichkeit, der e iner der w ichtigsten G rundsätze in der Tätig-
keit dieses Gerichts ist. Et  kommt u.a. darin zum Ausdruck, daß die 
liintscheidung auf Grund e iner öffentlichen H auptverhandhm g durchge- 
führt wird. Ausnahm en von dieser Regel sind vorgesehen; das Gericht 
kann also eine Verhandlung un ter Ausschluß der Öffentlichkeit anord- 
nen. Nach Abschluß der Verhandlung wird beraten und über das Urteil 
abgestimmt. Eine solche Sitzung ist geheim. Das V erfassungsrericht 
fällt Urteile und faßt Beschlüsse mit Stimmenmehrheit, wobei die Ge-
samtzahl der Gerichtsmitglieder berücksichtigt wird (Art. 391 der Verf.). 
Das Urteil gilt also als bestätigt, wenn m indestens 8 M itglieder des 
Gerichts dafür gestimm t haben. Der Richter, der e in e  abw eichende 
M einung vertritt, gibt das Separatvotum  ab; wenn er  in der Sitzung 
fehlt, kann er  seine Meinung schriftlich m itteilen25.

G erichtsurteile und Beschlüsse w erden allen am Verfahren M itbetei-
ligten und soweit erforderlich, auch den an der Sache Interessierten 
zuqestellt. So wird e in  Urteil, das ein Gesetz der Föderation, e iner Pe- 
publik oder eines autonomen Gebiets betritt, dem Parlam ent zugestellt, 
vom dem das Gesetz stammt. W ird im Urteil festrestellt, daß ein Gesetz 
gecren die Verfassung Jugoslaw iens verstößt, so ist das Parlam ent v er-
pflichtet, die W idersprüchlichkeit innerhalb von 6 M onaten zu beseiti-
gen. Diese Frist kann um w eitere 6 M onaten verlängert werden. W ir I

2! Z. J e V t i ć, Usaglasavanje propisa i drugih op&lih akata sa Uslavom i za-
konom pre JonoSenja odluke Uslavnog Suda (Übereinstimmung von Rechtsvorschrif-
ten und anderer allgem einer Akte mit der Verfassung vor dem Urteilsspruch des  
Vert'assungsgorichts), „Pravni 2ivot" 1970, Nr. 4, S. 13.

25 Siehe S z y m c z a k ,  Jugosławia  — państwo iederacyjne,  S. 395.



dem Urteil auch dann nicht Folge geleistet, so w ird das einschlägige 
Gesetz, wie in der Entscheidung verm erkt, ungültig (Art. 384 der 
Verf.). W enn in der Entscheidung nicht die W idersprüchlichkeit eines 
Gesetzes, sondern anderer Rechtsakte im Verhältnis zur Verfassung 
oder zu einem  Gesetz festgestellt wird, dann verlieren diese ihre Rechts-
gültigkeit ab sofort oder werden in der Entscheidung für ungültig erklärt 
(Art. 385 der Verf.).

Die Verfassung Jugoslaw iens und die Geschäftsordnung des V erfas-
sungsgerichts schreiben die Veröffentlichung der Entscheidungen des 
Verfassungsgerichts in dem für die Veröffentlichung von Gesetzen vorge-
sehenen Gesetzblatt Jugoslaw iens sowie in anderen G esetzblättern vor, 
in denen andere Rechtsakte, über die das V erfassungsgericht entschie-
den hat, bekannt gegeben wurden. W urde ein allgem einer Rechtsakt der 
Selbstverwaltung nicht im Am tsblatt veröffentlicht, so soll das Urteil 
des Verfassungsgerichts in der gleichen W eise veröffentlicht werden, 
wie der allgemeine Rechtsakt der Selbstverwaltung veröffentlicht w ur-
de. Außerdem  wird von jedem  V erfassungsgericht in Jugoslaw ien jedes 
Jahr eine Sammlung seiner Urteile und Beschlüsse herausgegeben. 
Urteile von besonderer Bedeutung w erden auch in juristischen Zeit-
schriften bekanntgegeben. Die Veröffentlichung von Beschlüssen der 
Verfassungsgerichte ist nach den geltenden Vorschriften nicht obliga-
torisch.

Alle Urteile und Beschlüsse jugoslaw ischer Verfassungsgerichte 
sind rechtskräftig, unw iderruflich und endgültig. Es gibt keine Rechts-
mittel. Das V erfassungsgericht auf der Föderationsebene fungiert nicht 
als Berufungsinstanz gegen Entscheidungen von Verfassungsgerichten 
der Republiken oder autonom en Gebiete.

W ährend der m ehr als zwanzigjährigen Tätigkeit jugoslawischer Ver- 
fassuncrsgerichte hat sich eine um fangreiche Praxis herausgebildet. 
Don Geaenstand der S treitsachen im Bereich der Verfassungsm äßig- 
keitsprüfung bilden vor allem Rechtsakte der Territorialoroane, die die 
S tatusrechte und Hamdlungsbefugnisse der Selbstverwaltunosorganisa- 
tionen verle tzen26. Die Prüfung der Verfassunosm äßiqkeit von Gese-
tzen ist bei diesen O rganen seltener. Die Praxis dieser Verfassunqs- 
nerichte beweist eindeutig, daß ihre Tätigkeit vor allem  auf die Ge-
w ährleistung des SelbstveTwaltunasrechts ausgerichtet ist. Auch eine 
Einleitung des Verfahrens auf A ntrag der dazu befugten staatlichen 
O rgane kommt hier verhältnism äßig selten vor. M eistens wird das V er-

г6 A. H r i s t o w ,  Kontrola zakonitosti  samoupravnih opstih akata 1 dono- 
5aj upravnoq nadzora (Kontrolle der Gesetzmässigkeit allgem einer Akte und Aus-
übung der Verwaltungsaufsicht), „Archiv za pravne l drustvene nauke" („Archiv 
für Rechts- und Gesellschaftswissenschaften") 1981, Nr. 3, S. 339 ff.



fahren bei diesen V erfassungsgerichten auf Antrag von Selbstverw al-
tungsorganisationen und individuellen Bürgerin in Gang gesetzt27. In den 
Jahren 1964—1974 wurden beispielsweise e tw a 67% von den bei jugo-
slaw ischen Verfassungsgerichten entschiedenen Streitsachen auf Grund 
cerich tlicber Entscheidungen eingeleitet, die entw eder auf Verlangen 
gesellschaftlicher Organisationen und individueller Bürger oder aus 
eigener Initiative des Verfassungsgerichts getroffen w urden28.

Die Einführung der V erfassungsgerichtsbarkeit in das politische und 
rechtliche System Jugoslaw iens im Jah re  1963 initier te eine neue 
Entwicklungsetappe sozialistischer Überwachung der Verfassungsm äßig-
keit des Pechts. Nach zwanzigjährigem  Bestehen dieser O rgane kann 
festgestellt werden, daß sie einen positiven Einfluß auf die Praxis des 
Erlassens von Rechtsakten der staatlichen und Selbstverw altungsorgane 
ausüben. Die Möglichkeit der Beanstandung bzw. Aufhebung der Rechts- 
nültigkeit beabsichtigter Gesetze oder anderer Rechtsakte wegen Ver- 
lassungswidrigkeit bewirkt, daß der Frage der Verfassungsm äßigkeit 
besondere Aufmerksam keit geschenkt wird. Darin kommt die wichtigste 
vorbeugende W irkung der Verfassungsgerichte zum Ausdruck. Die 
Erfahrungen, die man mit den Verfassungsgerichten in Jugoslaw ien ge-
macht hat, beweisen die Zweckmäßigkeit der Bildung dieser Organe. Die 
praktischen Ergebnisse der Überwachung der Verfassungsm äßigkeit des 
Rechts in sozialistischen Staaten zeugen davon, daß das System der 
V erfassungsgerichtsbarkeit die günstigste Lösung dieses Problems d ‘ir- 
sLellt, A ndere bestehende System e des V erfassungsschutzes erw iesen 
sich als nicht völlig zufriedenstellend. Sie konnten nicht verhindern, 
daß verfassungswidrige Rechtsakte erlassen  wurden und als rechtens 
galten.

III. DIE VERFASSUNGSGERICHTSBARKEIT IN DER TSCHECHOSLOWAKEI

Der zweite sozialistische Staat, dessen Verfassung die Einführung 
der Verfassungsgerichtsbarkeit vorsieht, ist die Tschechoslowakei. D i 
aber eine entsprechende Einrichtung in der Praxis noch nicht existiert, 
funktioniert in diesem Staat seit dem zweiten W eltkrieg ausschließlich 
das parlam entarische System der Verfassungsm äßigkeitsprüfung von 
Gesetzen. In der Verfassung vom Jahre  1948 w urde däs Präsidium  der

-7 D. К ii 1 i ć, Ustavno-sudska zas'ita prava coveka  (Der Schutz der Menschen-
rechte durch Verfrnssi ngsgerichte), „Archiv za pravne drustvene nauke" 1979, Nr. 3, 
S. 357.

2S .1. C i e m n i e w s k i ,  Ustawa w jugosłowiańskim system ie konstytuc yjnym
(D ’s  Gesetz im jugoslawischen Verfassungssystem), Wrocław 1977, S. 202—203.



Nationalversam m lung zum Kontrollorgan in diesem Bereich gemacht. 
Es war dazu befugt, in Streitfällen die verbindliche Auslegung der Ge-
setze festzulegen und darüber zu entscheiden, ob ein Gesetz mit der 
Verfassung im Einklang steht (§ 65 Abs. 1 der Verf. 1948). In der V er-
fassung von 1960 wurde diese Regelung nicht wiederholt. Alleiniges 
Organ zur Kontrolle der Gesetze blieb also die Nationalversam m lung29. 
Art. 41 Abs. 2 bestimmte, daß der Schutz der Verfassung Aufgabe der 
Nationalversam m lung ist. Sie ist befugt, Gesetze, Rechtsakte der Regie-
rung und der territo rialen M achtorgane aufzuheben, falls sie sich als 
verfassungswidrig erweisen. Das Hauptorgan des Parlam ents für die 
Prüfung der Verfassungsm äßigkeit von Gesetzen war sein Rechtlicher 
Verfassungsausschuß, der ausschließlich aus Parlam entsabgeordneten 
bestand. Nach Ansicht der tschechischen A utoren w ar die Sicherung 
der Übereinstimmung der gesetzlichen Bestimmungen mit der Verfas-
sung in der dam aligen Praxis nicht zufriedenstellend. Es herrschte  die 
Meinung, daß das Problem der Kontrolle auf dem Gebiet der V erfas-
sungsm äßigkeit des Rechts w ährend der Geltung der Verfassung von 
1960 in der Tschechoslowakei sowohl in der Theorie als auch in der 
Praxis vernachlässigt w urde30. W ährend die Ä nderung der Verfassung 
von 1960 und der Übergang zur Föderationsstruk tur des S taates v o r-
bereite t wurden, tauchte das Problem der Bildung von V erfassungs-
gerichten  auf, denen die Ausübung der Aufsicht über die Verfassungs-
m äßigkeit von Gesetzen überlassen werden könnte. Dieses Postulat w ur-
de im Verfassungsgesetz vom 27 Oktober 1968 berücksichtigt. Damit 
wurde auf den bis dahin geltenden Grundsatz, nach dem die außerpar-
lam entarische Überwachung der Verfassungsm äßigkeit von Gesetzen 
abgelehnt wurde, verzichtet.

Das Gesetz über die tschechoslow akische Föderation vom Jahre  1968 
en thält lediglich allgem eine Bestimmungen über Bildung, personelle 
Zusamm ensetzung, Befugnisse und Verfahren des Verfassungsgerichts 
der Tschechoslowakei (Kapitel VI des Gesetzes). A usführlichere Rege-
lungen sollte laut Art. 100 e in von der Föderationsversam m lung zu 
erlassendes ordentliches Gesetz bringen. Bis jetz t w urde jedoch 
ein  solches nicht verabschiedet, somit auch kein V erfassungsgericht ge-
bildet. In den Verfassungsvorschriften ist auch die Bildung von Verfas-

30 T. S z y m c z a k ,  Zmiany konstytucyjne  w organach państwowych Czechosło-
wacji  (Verfassungsänderungen in den Staatsorganen der Tschechoslowakei), „Zeszyty  
Naukowe Uniwersytetu Łódzkiego" 1961, Serie I, 1961, H. 22, S. 38 und A. G w i ż d ż ,  
7agadnienie parlamentu w  nowej konstytucji czechosłowackiej  (Das Problem des 
Parlaments in der neuen tschechoslowakischen Verfassung), PP 1961, H. 4—5, S. 631.

30 L. K a d e r ,  ZJstavny Sud CSSR (Verfassungsgericht der Tschechoslowakei), 
„Prävny Obzor" („Rechtliche Rundschau") 1969, Nr. 5, S. 401.



sungsgerichten auf der Ebene der Föderationsrepubliken vorgesehen, 
aber diese wurden natürlich auch nicht ins Leben gerufen. Nach einiger 
Zeit hat man, wie die tschechoslow akischen Autoren berichten, die Bil-
dung von Verfassungsgerichten für überflüssig erklärt. Diese Behaup-
tung spiegelt eine  für die V ertre ter tschechoslow akischer Rechtswissen-
schaft jener Zeit charakteristische M einungsänderung wider. Für die 
Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit tra t m an nur in den Jah ren 
1968— 1970 ein. Später begegnet man schon Behauptungen, diese Ein-
richtung w äre unbrauchbar, und es bestünde keine Notwendigkeit sie 
zu schaffen31. Es wird sogar behauptet, die Bildung des Verfassungs-
gerichts w äre „ein reiner Anachronismus, eine Verpflanzung gerich tli-
cher Kontrolle aus dem Zeiten der ersten  Republik"32, womit die Zeiten 
der Verfassung vom Jahre  1920 gem eint sind. M anche Autoren, die 
sich mit den obersten O rganen der Föderation beschäftigten, nennen 
nicht einm al das Verfassungsgericht, sie lassen es in ihren Arbeiten 
gänzlich unberücksichtigt33. Da bisher keine Ausführungsbestim mung 
zu den Verfassungsvorschriften erschien und die V erfassungsgerichte 
nicht ins Leben gerufen wurden, bleiben als M aterial für weitere  Aus-
führungen zu diesem Thema nur die Form ulierungen des V erfassungs-
gesetzes über d ie  tschechoslow akische Föderation vom Ja hre  1968. Da-
nach sollen die M itglieder des V erfassungsgerichts der Tschechoslo-
w akei von der Föderationsversam mlung für die Periode von 7 Jahren 
gewählt werden, wobei die M öglichkeit einer w iederholten W ahl, aber 
nur für eine W ahlperiode, vorgesehen ist. Das bedeutet, daß die Ge-
richtsm itglieder dem Grundsatz der Rotation unterliegen sollen. Ähnlich 
wie in Jugoslaw ien findet auch hier der Grundsatz der Gleichberechti-
gung beider Republiken, der Tschechischen und der Slowakischen, hin -
sichtlich der personellen Zusam mensetzung des Verfassungsge'richts 
Berücksichtigung. Das Gericht soll aus 12 M itgliedern — 8 Richtern 
und 4 S te llvertretern bestehen. Das Gesetz bestimmt, daß je 4 Richter 
und 2 S te llvertreter von den Bürgern aus den beiden Republiken zu 
wählen sind (Art. 94 Pkt. 4). Den Vorsitzenden und seinen Stellvertre-

31 Z. B. Üstavni Pravo CSSR (Verfassungsrecht der Tschechoslowakei) unter der  
Redaktion von Z. Vebt-ra, Brnc 1972, S. 237 und Z. V e b c r a, Prävni zäruky  üstav- 
nos/i a zàkonnosti v CSSR (Rechtliche Garantien der Verfassungsmäßigkeit und Gesetz-
mäßigkeit in der Tschechoslowakei), Brno 1975, S. 28—29.

32 V e b e г a, op. cit., S. 28.
M Z.B. F С c r v  c n a n s к y, Mechanizmus ceskoslovenskej socia listickej ledera- 

cie (Das Funktionieren dar tschechoslow akischen Föderation), „Prävnicke Studie” 
(„Rechtsstudien"), 1976, Nr. XXIII, S. 124 und J. G r o s p i ć ,  Vztah narodni a federalni 
statnosli v ceskoslovenske lederaci  (Entstehung des nationalen und föderativen  
Staatswesens in der tschechoslow akischen Föderation), ebenda, S. 150 ff,



ter soli die Föderationsversammlung aus den M itgliedern des Verfas-
sungsgerichts wählen.

Anders als in Jugoslawien, ist in der Tschechoslowakei die Frage 
der formalen Anforderungen geregelt, denen die Kandidaten entspre-
chen sollen. Jeder Kandidat muß vor allem die tschechoslow akische 
■Staatsangehörigkeit haben und in die Föderationsversam m lung wahl-
berechtigt sein. Er muß 35 Jah re  alt sein, juristische Hochschulbildung 
besitzen und e ine  berufliche Tätigkeit m indestens 10 Jah re  ausgeübt 
haben. Das Mitglied des V erfassungsgerichts ist grundsätzlich nicht 
abberuf bar. In den Verfassungsvorschriften ist jedoch, ähnlich wie in 
Jugoslawien, vorgesehen, daß ein Richter vor Ablauf der W ahlperiode 
unter bestimmten Um ständen seines Amts enthoben werden kann. Es 
sind:

1) Verzicht des Richters,
2) Abberufung durch die Föderationsversam m lung als Folge von 

Disziplinarverfahren oder Strafurteil,
3) Fernbleiben von den Sitzungen des Gerichts innerhalb eines 

mehr als ein Jah r um fassenden Zeitabschnitts, was vom Plenum des 
Verfassungsgerichts festgestellt w erden muß.

Auf die frei gew ordene Stelle beruft der Vorsitzende einen dar 
ste llvertre tenden Richter.

Die M itglieder des V erfassungsgerichts sind unabhängig, sie un ter-
liegen nur der Verfassung. So wie den jugoslaw ischen Richtern ist 
auch den tschechoslow akischen untersagt, außer der richterlichen 
andere Funktionen auszuüben. Ihnen steht auch die Im munität zu, 
ähnlich wie den Abgeordneten der Föderationsversamm lung. Die Zu-
stimmung zur Straf- oder Disziplinarverfolgung oder V erhaftung gibt 
das Verfassungsgericht.

Der Kompetenzbereich des V erfassungsgericht der Tschechoslo-
wakei ist in der V erfassung sehr weit angelegt. Seine Hauptaufgabe ist 
die Übereinstim mung von verschiedenen Rechtsnorm en mit deT V er-
fassung zu prüfen. Dazu gehören: die Gesetze der Föderationsver-
sammlung, die Dekrete des Präsidiums der Föderationsversam m lung, die 
Verfassungsgesetze der Republiken, die V erordnungen der Föderations- 
regierunq und anderer Föderationsorgane sowie die Verordnungen der 
Regierungen der Republiken und die allgem eingültigen Rechtsvorschrif-
ten der M inisterien und der anderen Zentralverw altungsorgane beide ' 
Republiken.

Darüber hinaus w urde dem  zu bildenden V erfassungsgericht eine  
Reihe anderer Befugnisse zugestanden. Dazu gehören:

1) die Entscheidung von Kom petenzstreitigkeiten zwischen staa tli-
chem Organen,



2) die Entscheidung durch Urteil in Sachen, deren Gegenstand der 
Schutz der du rch die Verfassung gew ährleisteten Rechte und Freiheiten 
der Bürger ist, im Falle w enn diese durch Entscheidungen oder andere 
Handlungen der Föderationsorgane verletz t w ürden und für die ein 
Rechtschutz anderer A rt nicht vorgesehen ist,

3) die Entscheidung durch Urteil in einigen Sachen im Bereich des 
W ahlrechts,

4) die A nregungen für eine verbesserte Gesetzgebung der Födera-
tion und der Republiken.

Das Gesetz vom Jahre  1968 bestimmt auch den Kreis der Subjekte, 
die berechtigt sind, das Verfahren bei dem V erfassungsgericht einzu-
leiten. Ähnlich wie in Jugoslaw ien sind auch hier drei Formen für 
die Einleitung des V erfahrens vorgesehen, in dem die Fragen der V er-
fassungsm äßigkeit des Rechts geprüft w erden sollten. Es sind dies:

1) die Einleitung des Verfahrens auf A ntrag der dazu befugten 
Staatsorgane,

2) aus eigener Initiative der Gerichts,
3) durch einen en tsprechenden Beschluß des Verfassungsgerichts, 

nachdem  es von Bürgern oder gesellschaftlichen Organisationen ange-
rufen worden ist.

Das Problem der Rechtsfolgen, die eine  die U nvereinbarkeit von 
Rechtsvorschriften mit der Verfassung oder anderen  Gesetzen festste l-
lende Entscheidung des Verfassungsgerichts nach sich zieht, ist in 
der Tschechoslowakei etw as anders geregelt als in Jugoslawien. W ird 
in der Tschechoslowakei die U nvereinbarkeit von Gesetzen oder ande-
ren  Rechtsakten mit der Verfassung festgestellt, so sollen nach Art. 
90 des Verfassungsgesetzes sowohl die Gesetze als auch die anderen 
erfolgreich beanstandeten Rechtsakte auf gleiche W eise behandelt w er-
den. Das Organ, das die betreffenden Gesetze bzw. anderen Rechtsakte 
erlassen hat, ist nämlich verpflichtet, diese innerhalb von 6 M onaten 
mit der Verfassung in Einklang zu bringen. Sonst soll der Rechtsakt 
bzw. e in Bestandteil desselben 6 M onate nach Verkündung des Urteils 
seine Rechtsgültigkeit verlieren. Das Verfassungsgericht ist auch be- 
fuqt, die beanstandeten Rechtsvorschriften außer Kraft zu setzen, ohne 
den Ablauf der sechsmonatigen Zeitfrist abzuwarten. Die Entscheidun-
gen des V erfassunasaerichts sollten im Gesetzblatt der Tschechoslo-
wakei bekannt r e  mac ht werden.

Da es jedoch zur Bildung der V erfassungsqerichte in der Tschecho-
slowakei nicht kam, rehört dort die Kontrolle des Rechts bezüglich 
der V erfassunasm ?ßiokeit desselben nach wie vor in den Kom petenz-
bereich der höchsten O rgane der Staatsgewalt, d.h. der Föderatioms-



Versammlung sowie des Tschechischen und des Slowakischen N ational-
ra ts34.

IV. DER VCRFASSUNGSGER1CHTSHOF DER VR POLEN

Mit Durchführung der Verfassungsänderung am 26 März 1982 wurde 
Polen der dritte  sozialistische Staat, dessen Verfassung die Bildung 
eines Verfassungsgerichts zuläßt. Die Verfassung der VR Polen vom 
Ja hre  1952 gehört ihrem ursprünglichen W ortlaut nach zu der Gruppe 
sozialistischer Verfassungen, in denen die Überprüfung von Gesetzen 
auf ihre Verfassungsm äßigkeit dem obersten Vertretungsorgan, d.h. 
dem Parlam ent, auf indirektem  W ege übertragen ist. In den Jah ren  
1976— 1982 erfolgte außerdem  eine  Übertragung bestimm ter Befugnisse 
in diesem Bereich durch die Verfassung auf den Staatsrat. Die am 10. 
Februar 1976 durchgeführte Verfassungsänderung schuf u.a. durch Art. 
30 Abs. 1 Pkt. 3 eine  neue Befugnis für den Staatsrat. Es heißt darin:

Der Staatsrat wird über die Verfassungsmäßigkeit des Rechts Aufsicht führen.

Im Zusam menhang damit tauchte die folgende Frage prinzipiellen 
Charakters auf: W elche Befugnisse standen dem Staatsrat zu, bzw. w el-
che Pflichten w urden ihm im Rahmen der „Aufsicht über die Verfas-
sungsm äßigkeit des Rechts" auferlegt? Nach der Durchführung der oben 
erw ähnten Verfassungsänderung entbrannte  in der staatsrechtlichen 
Literatur eine stürm ische Diskussion, in der der rechtliche Charakter 
und der aus Art. 30 Abs. 1 Pkt. 3 sich ergebende Kompetenzbereich des 
S taatsrats erörtert wurden. Besonders um stritten waT die Frage, ob der 
Staatsrat, e in voll dem Sejm unterste lltes Organ, über die Verfassungs-
m äßigkeit der Gesetze und Beschlüsse des Sejms zu entscheiden befugt 
sein kann. Die einzelnen A utoren vertre ten  dazu sehr unterschiedliche 
M einungen. Die e inen äußerten sich entschieden dagegen, dem Staatsrat 
die Befugnis zur Prüfung der Verfassungsm äßigkeit von Gesetzen und 
Beschlüssen des Sejms zuzuerkennen35. Die anderen gingen nicht so

34 V e b e r a ,  op. cit., S. 26—28; T. S z y m c z a k ,  Ustrój europejskich państw 
socjalis tycznych  (V eifassungsordnung der sozialistischen Staaten Europas), S. 150 fl 
und M. D o m a g a ł a ,  Problem kontroli konstytucyjności ustaw  w  CSRS (Die Frage 
der Prüfung der V erfassungsm ässigkeit von Gesetzen in der Tschechoslow akei), „Stu-
dia Prawno-Ekonomiczne" („Studien für Recht und Ökonomie") 1979, Bd. 23, S. 176.

35 Z.B. Z. W i t k o w s k i ,  Rada Państwa jako organ czuwający nad zgodnością  
prawa z konstytucją  (Der Staatsrat als ein die Verfassungismäßigkeit des Rechts 
überwachendes Organ), PP 1977, H. 2, S. 42.



weit. Sie hielten die Prüfung der Verfassungsm äßigkeit von Gesetzen 
durch den Staatsrat für angebracht, lehnten jedoch die M öglichkeit ab, 
daß  sie von diesem Organ auch aufgehoben würden, falls festgestellt 
werden sollte, daß sie verfassungswidrig waren. Die endgültige Ent-
scheidung sollte ihrer Ansicht nach dem Sejm Vorbehalten seinsfi. Vor-
tre ten wurde auch die Meinung, der S taatsra t könne die Aufsicht über 
die V erfassungsm äßigkeit von G esetzen mit allen sich daraus e rg e-
benden Konsequenzen ausüiben, das heißt, er könnte verfassungsw i-
drige Gesetze aufheben bzw. deren Änderung durchsetzen37.

Es ist anzunehmen, daß die Ü bertragung der Kon tro 1 Ibefu gm i s se 
(mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen) in Sachen der V er-
fassungsm äßigkeit der vom Sejm erlassenen Gesetze auf den Staats-
ra t nur kraft e iner eindeutigen V erfassungsvorschrift du-rchzuführen 
wäre. W enn man jedoch berücksichtigt, daß der S taatsrat dem Sejm 
unterste llt war, wird einsichtig, daß der Sejm der VR Polen weiterhin 
als Kontrollorgan fungierte, das in Sachen der Verfassungsm äßigkeit 
über seine eigenen Rechtsakte zu entscheiden hatte  (es w ar ihm ja die 
endgültige Entscheidung in diesem Bereich Vorbehalten). Der S taats-
rat, die Pflicht der Aufsicht über die Verfassungsm äßigkeit des Rechts 
ausübend, konnte den Sejm auf die wahrgenom m ene V erfassungs-
widrigkeit des von ihm erlassenen Gesetzes nur aufmerksam machen, 
war jedoch nicht dazu befugt, eine Entscheidung iin dieser Hinsicht 
zu treffen. Diese Auffassung überwog unter den polnischen Autoren 
die sich an der Diskussion beteiligten.

Da die Aufgaben des S taatsrats in Art. 30 Abs. 1 Pkt. 3 nur im all-
gem einen Umriß bestimm t wurden, w aren entsprechende Verfassungs-
vorschriften notwendig, um den Kom petenzbereich und die Tätigkeits-

56 K. D z i a ł o  с ha,  Konstytucja PRL po nowelizacji z 10 II 1976 r. Uwagi o zmia-
nie koncepcji konstytucji  (Die Verfassung der VRP nach der NovelieTung von 
10 II 1976. Bemerkungen zur Änderung der Verfassungskonzeption), PP 1977, H. 2, 
S. 14; A. N. W r ó b l e w s k i ,  Kontrola konstytucyjności prawa w  państwach socja-
li stycznych  (Kontrolle der Verfassungsm äßigkeit des Rechts in sozialistischen Staaten), 
PP 1978, H. 10, S. 55; S. G e b e r t ,  Czuwanie przez Radę Państwa nad zgodnością 
prawa z konstytucjq  (Aufsichtsführung über die Verfassungsmäßigkedt des Rechts 
durch den Staatsrat), PP 1980, H. 1, S. 34 und 40—41.

37 W. S о к о 1 e w i с z, Konstytucja  PRL po zmianach z 1976 r. (Die Verfassung  
der VRP nach der N ovellierung von 1976), Warszawa 1978, S. 110; J. S t e m b r o -  
w i с z, Czuwanie nad zgodnością prawa z konstytucjq  (Aufsichtsführung über die 
V erfassungsm äßigkeit des Rechtis), „Palestra" 1979, Nr. 2, S. 61; L. G a r l i c k i ,  Rada 
Państwa a konstytucyjność prawa  (Der Staatsrat und die Verfassungsmäßigkeit des 
Rechts), „Prawo i Życie" 1979, Nr. 3.



formen des Staatsrats zu präzisieren. Dieses Erfordernis erfüllte der 
Beschluß des Staatsrats vom 14. Juli 197938.

Heute, nach Aufhebung der hier besprochenen Vorschriften, kann 
festgesteift werden, daß vom Staatsrat keine Kontrolltätigkeit auf- 
gcnommen wurde, die eine Folge der diesem Organ durch die Verfas-
sung auferlegten Pflicht wäre, über die Übereinstimmung des Rechts mit 
der Verfassung Aufsicht zu führen. Es erwies sich also, daß dieses 
Modell der Verfassungsmäßigkeitprüfung des Rechts sich in der Praxis 
nicht bewährte, genauer gesagt, gar nicht funktionsfähig war. Die in 
der Verfassung im Jahre 1976 in Art. 30 Abs. 1 Pkt. 3 verankerte Vor-
schrift, sowie der Ausführungsbeschluß vom Jahre 1979 (in dem die 
Aufsicht über die Übereinstimmung des Rechts mit der Verfassung 
betreffenden Teil) wurden auf dem Wege der neuen Verfassungsände-
rung1 vom 26 März 1982 aufgehoben und die Befugnisse in diesem 
Bereich einen neuen Organ, dem Verfassungsgerichtshof, übertragen.

Die Novellierung der Verfassung der VR Polen im Jahre 1982 war 
die Verwirklichung einer Idee, die zu verschiedenen Zeiten zum Aus-
druck gebracht werden ist. Der Verfassungsgerichtshof taucht in den 
diesbezüglichen Vorschlägen seit langem als Postulat auf39. Die meisten 
Vorschläge wurden in dem Zeitabschnitt 1980—1982 formuliert. Am 
konseguentesten trat die Demokratische Partei (Stronnictwo Demokra-
tyczne) für die Bildung des Verfassungsgerichtshofs ein, die schon seit 
1946 auf die Notwendigkeit einer solchen Einrichtung hingewiesen 
hatte. Auf dem XII. Kongreß dieser Partei im März 1981 wurde dieser 
Frage die Form einer konkreten Forderung gegeben, worin auch die 
Konzeption des zu bildenden Gerichtshofs im Umriß enthalten war. 
In diesem Beschluß heißt es:

[...] ein V erfassungsgerichtshof ist zu bilden, der die Verfassungsmäßigkeit der 
Gesetze gew ährleisten soll. Er soll vom Sejm ins Leben gerufen werden und aus 
Juristen, die keine Sejmabgeordeneten sind, bestehen. Die Mitglieder dieses Organs

38 Beschluß des Staatsrats vom 14 VII 1979 über die Autsichislührung über die 
Verlassungsmäßigkeit des Rechts sowie die Feststellung einer allgemeingültigen In-
terpretation der Gesetze,  „Monitor Polski” („Amtsblatt der VRP") 1979, Nr. 19, 
Pos. 113.

3® Beispielsweise K. B i s k u p s k i ,  Niektóre problemy socjalis tycznego parla-
mentaryzmu  (Ausgewählte Probleme des sozialistischen Parlamentarismus), PP 1956,
H. 10, S. 547. Mit der Idee der Bildung eines Verfassungsgerichts in der VR Polen  
trat zum ersten Mal der Oberste Rat der Demokratischen Partei auf seinem  I. Ple-
num im Januar 1946 in Erscheinung. Diese Konzeption wurde in den Beschlüssen des 
Zentralkomitees der Demokratischen Partei vom 10 X 1956 wiederaufgenommen. In 
der damaligen Situation hatten diese Vorschläge keine Chancen, verwirklicht zu 
worden; die Doktrin des Staatsrechts lehnte die Bildung außerparlamentarischer Or-
gane zur Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit des Rechts ab.



sollen alle politischen und gesellschaftlichen Kräfte, die im Parlament wirken, reprä-
sentieren40.

Diese Initiative traf auf Entgegenkommen bei der PVAP und an ie- 
ren politischen Organisationen. Das Problem fand auch Berücksichti-
gung in Diskussionen, die dem IX. außerordentlichen Parteitag der 
PVAP vorangingen. Das Resultat war ein Parteitagbeschluß der PVAP, 
in dem jedoch das Problem des Verfassungsgerichtshof etwas anders 
aufgefaßt wurde als in dem erwähnten Beschluß der E>emokratischen 
Partei:

Der Parteitag verpflichtet das Zentralkomitée und den Abgeordnetenklub der 
PVAP dazu, den von zahlreichen Parteiorganisationen gestellten  Antrag, einen Ver- 
lassungsge.richtshoif zu bilden bzw. die Funktion eines solchen Org.ins dem Ober-
sten Gericht zu übertragen, in Erwägung zu ziehen und entsprechende Gesetz-
gebungsinitiiativen zu veranlassen41.

Die eimgebrachten Vorschläge zur Bildung des Verfassungsgerichts-
hofs fanden nach 1980 allgemeine Billigung unter den Wissenschaftlern. 
Es herrschte weitgehende Einmütigkeit in dieser Hinsicht — eiin Beweis 
dafür, daß die polnischen wissenschaftlichen Kreise ein solches Organ 
für notwendig hielten. Es ist jedoch ziu betonen, daß von diesen Vor-
schlägen mehrteilich mit Nachdruck auf die Notwendigkeit hingewiesen 
wurde, daß die besondere Stellung des Parlaments im System der staat-
lichen Organe, den Verfassungsgerichtshof eimgeschlo,ssen, gewährleistet 
werden sollte42. Die gesamte Tätigkeit, die auf Ausarbeitung von Ent-
würfen der notwendigen Rechtsakte ausgerichtet war, wurde vom einem 
Expertengremium geleitet, das im Ergebnis einer Vereinbarung der Par-
teien zur Erarbeitung eines Gutachtens u.a. über die für die Bildung 
des Verfassungsgerichts unterbreiteten Vorchläge Anfang November 
1981 berufen wurde43. Der Entwurf des Gesetzes über die Verfassungsän-
derung wurde am 5. Februar 1982 als Initiativantrag der Abgeordneten

10 Dokumente des XII. Kongresses der Demokratischen Partei,  Warszawa 1981, 
S. 7—8.

41 IX. Außerordentlicher Parteitag der PVAP von 14—20 Juli 1981. Grundlegende  
Dokumente und Materialien, Warszawa 1981, S. 119.

42 V ergleiche z.B. die Berichterstattung über die Tagung der Polnischen Sektion  
der Internationalen Gesellschaft für Verfassungsrecht zum Thema „Vejfassungs-  
gerichtshof", PP 1982, H. 5—6, S. 139— 142 und A. G w i ż d ż ,  Trybunał Konstytucyjny  
(Das Verfassungsgerichtshof), PP 1983, H. 12, S. 11.

43 M. R y b i c k i ,  Zmiany konstytucyjne  w Polsce Ludowej  (Die Verfassungs-
änderungen in der VR Polen), „Studia Prawnicze" („Rechtsw issenschaftliche Studien”) 
1983, H. 4, S. 25 und Werden wir einen Präsidenten und Votksgerichthöle  — den Ver- 
fassungsgerichtshol und den Staatsgerichtshol  — haben?, „Życie Warszawy" vom  
14— 15 XI 1981.



dem Sejm vorgelegt. Nach der erstem Lesung überwies der Sejm den 
Entwurf an den Ausschuß für Gesetzgebungstätigkeiten, von dem we-
sentliche Änderungen prinzipiellen Charakters vorgeschlagen wurden44, 
ln der zweiten Lesung des Gesetzesentwurfs am 26. März 1982 wurde 
das Gesetz über die Verfassungsänderung vom Sejm einmütig verab-
schiedet. In die Verfassung wurde der die Bildung des Verfassungsge- 
richlshofs anordnende Art. 33 a eingeführt. Die Bestimmungen dieses 
Artikels halben einen sehr allgemeinen Charakter, sie betreffen die 
Kompetenzen, die Organisation und das Verfahren beim Verfassungs-
gerichtshof (der Artikel besteht aus 6 kurzen Absätzen). Der Umfang 
der Regulation der Wirkung des Verfassungsgerichtshofs ist in diesem 
Artikel mit weit geringerer Exaktheit bestimmt als in der Verfassung 
Jugoslawiens und sogar der Tschechoslowakei. Viele Probleme, die in 
Jugoslawien die Verfassung selbst regelt, gehören iin Polen im den Be-
reich der Gesetzgebung, denn Art. 33 a besagt, daß:

[...] die Eigenschaft, die Organisation und das Verfahren des Verfassungsgericht- 
shofs das Gesetz bestimmt.

Die erste Fassung dieses Gesetzesemtwurfs wurde von dem oben 
erwähnten Expertengremium, das aus Mitgliedern des Abgeordineten- 
klubs bestand, schon im März 1982 ausgearbeitet. Der Entwurf wurde 
dämm im breiten Kreis der Rechtswissemschaftler und Vertreter der Pra-
xis auf dem Gebiet der Bildung und Anwendung des Rechts diskutiert. 
Die Arbeiten an diesem Gesetzesentwurf dauerten bis 1985. Am 29. 
April dieses Jahres hat der Sejm das Gesetz verabschiedet43. Das Ge-
setz vom 29. April 1985 regelt eingehend die Kompetenzen des Ge-
richtshofs, seine interne Organisation, sowie die Rechtsfolgen, die die 
Entscheidungen des Gerichtshofs nach sich ziehen. Es enthält auch die 
allgemeinen Bestimmungen, die sich auf das Verfahren beim Gericht-
shof beziehen. Art. 32 Abs. 1 d'ieses Gesetzes besagt, daß eine genaue 
Bestimmung des Verfahrens beim Verfassungsgerichtshof vom Sejm 
auf dem Wege des Beschlusses zu verabschieden ist. Dieser Beschluß 
wurde vom Sejm am 31. Juli 1985 in der letzten Plenarsitzung der VIII. 
Wahlperiode verabschiedet4®. Darin ist der Erlaß weiterer Rechtsakte 
vorgesehen (Art. 32 Abs. 2), die vom Verfassungsgerichtshof selbst erlas-
sen werden sollen. Diese Vorschriften legen die Geschäftsordnung 
des Gerichtshofs und die interne Organisation des Büros des Verfas-
sungsgerichtshofs fest.

44 Druk sejm owy (Sejmdrucksache) Nr. 164.
45 „Dziennik U staw ” („Gesetzblatt", w eiter Dz.U.) 1985, Nr. 22, Pos. 98.
46 Der Beschluß des Sejms der VR Polen vom 31. Juli 1985 über die genaue  

Regelung des Verfahrens beim Verfassungsgerichtshof  (Dz.U. 1985, Nr. 26, Pos. 127).



Das Gesetz bestimmt, daß der Verfassungsgerichtshof aus 12 Mit-
gliedern besteht. Es sind: der Präsident, der Vizepräsident und 10 Rich-
ter. Sie werden vom Sejm für den Zeitraum von 8 Jahren berufen. Eine 
abermalige Wahl ist nicht vorgesehen. Dieser Rotationsgrundsatz wird 
durch die Bestimmung ergänzt, daß die Hälfte der Mitglieder alle vier 
Jahre gewählt wird. Mitglied des Gerichtshofs kann werden, wer sich 
durch juristisches Wissen auszeichnet und die Qualifikationen besitzt, 
die für Richter des Obersten Gerichts oder des Verwaltungsgerichtshofs 
erforderlich sind. Für die Mitglieder des Gerichtshofs gilt in weitem 
Umfang der Grundsatz der Inkompatibilität; Art. 13 Abs. 5 des Ge-
setzes bestimmt nämlich:

[...] es [ist] unzulässig [...],, neben dei Funktion des Gorichtshofsmitgliieds als 
Sejmabgeordneter zu wirken, einen staatlichen Posten zu bekleiden oder eine B"- 
schäftigung aufzunehmen, die das Ausüben der Funktion dos Gexichtshofm-itglieds 
erschweren, seinem A nsehen schaden, das Vertrauen zu seiner Objektivität bei 
gerichtlichen Entscheidungen erschüttern würde.

Das Mitglied des Verfassungsgerichtshofs kann vor Ablauf der W ahl-
periode nicht abberufen werden, es sei denn, daß ein in Art. 14 des 
Gesetzes vorgesehener Umstand eimtnitt. Die Abberufung gehört zu 
den Befugnissen des Sejms. Sie kann in folgenden Fällen sta Münden:

1) wenn das Mitglied des Gerichtshofs auf seine Funktion ver-
zichtet,

2) wenn es infolge einer Krankheit, einer Verkrüppelung oder eines 
Kräfteverfalls zur Ausübung seiner Pflichten unfähig wird,

3) im Falle einer Verurteilung durch ein Gericht,
4) wenn es das Gelöbnis gebrochen hat 

oder
5) falls es durch eine rechtsgültige Disziplinarentscheidung von sei-

nem Posten entfernt wird.
Als Disziplinargericht gilt für die Mitglieder des Gerichtshofs der 

Verfassungsgerichtshof selbst. Die Entscheidungen werden in der ersten 
Instanz von einem aus 3 Richtern bestehenden Senat getroffen, in der 
zweiten Instanz zählt der Senat 5 Richter. Wenn die Mitgliederzahl des 
Gerichtshofs sich vermindert, wird sie wieder ergänzt. Das in diesem 
Verfahren gewählte Mitglied des Gerichts übt seine Funktion bis zum 
Ende der Wahlperiode seines Vorgängers aus. Den Mitgliedern des 
Gerichtshofs steht die richterliche Immunität zu, wodurch verboten ist, 
sie zur strafrechtlichen oder administrativen Verantwortung zu ziehen 
sowie ohne Einwilligung des Gerichtshofs festzunehmen.

Die oben genannten Verbote und Sonderrechte haben zum Ziel, den 
Mitgliedern des Verfassungsgerichtshofs volle Unabhängigkeit, wie sie



in Art. 33 a Abs. 5 der Verfassung vorgesehen ist, zu gewährleisten. 
Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs sind nur der Verfassung 
unterstellt.

Zu den Befugnissen des Verfassungsgerichtshofs gehört die Ent-
scheidung über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen und der vom 
Sejm bestätigten Dekrete, darüber hinaus die Entscheidung über die 
Übereinstimmung anderer von den o'bersten und Zentralorganen erlas-
senen Normativakte mit der Verfassung oder anderen Gesetzgebungs-
akten. Der Gerichtshof, der in der Frage der Verfassungsmäßigkeit von 
Gesetzen und anderen Normativakten zu entscheiden hat, wurde dazu 
befugt, sowohl den Inhalt des betreffenden Akts als auch die Berech-
tigung des Organs, das ihn erlassen hat, und die Beachtung der Ver-
fahrensvorschriften beim Erlaß des Akts der Prüfung zu unterziehen. 
Die vom Gerichtshof getroffenen Entscheidungen können den ganzen 
Akt oder einzelne darin enthaltene Vorschriften betreffen. Die Berechti-
gung des Gerichtshofs, über die Verfassungsmäßigkeit von Rechtsakten 
zu entscheiden, erstreckt sich auf alle oben erwähnten Rechtsakte, 
wenn diese am Tage der gerichtlichen Entscheidung rechtsgültig sind. 
Hört die Rechtsgültigkeit eines normativen Akts vor dem Tag auf, an 
dem die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs getroffen wurde, so 
wird das Verfahren in der einschlägigen Sache eingestellt. Außerdem 
enthält das Gesetz über den Verfassungsgerichtshof zwei weitere zeit-
bezogene Einschränkungen, die die Kompetenz des Gerichtshofs über 
die Verfassungsmäßigkeit oder Gesetzmäßigkeit von normativen Akten 
zu entscheiden, bestimmen. Erstens erstreckt sich diese Kompetenz auf 
diejenigen Akte, die nach Inkrafttreten der Verfassungsänderung vom 
26. März 1982 rechtsgültig wurden, und zweitens können Anträge auf 
Einleitung des Verfahrens, in dem der Verfassungsgerichtshof über die 
Verfassungsmäßigkeit oder Gesetzmäßigkeit normativer Akte entschei-
den soll, nur innerhalb der Zeitspanne von 5 Jahren nach Inkrafttre-
ten derselben gestellt werden (Art. 35 und 21).

Eine wesentliche Funktion außer der bereits erwähnten übt der 
Verfassungsgerichtshof dadurch aus, daß er befugt ist, seine Bemer-
kungen über die von ihm im Recht festges teilten Lücken und Verstöße 
dem Sejm bzw. anderen gesetzgebenden Organen vorzulegen und so 
deren Beseitigung zu veranlassen, die für die Gewährleistung der Ein-
heitlichkeit und Lückenlosigkeit des staatlichen Rechtssystems unerläß-
lich ist (die inspirierende Funktion des Verfassungsgerichtshofs).

Das Gesetz über den Verfassungsgerichlshof sieht zwei Verfahrens-
formen für die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit oder Gesetzmäßigkeit 
von Normativakten vor. Es sind: die abstrakte und die konkrete Prü-
fung. Die a)bstr:kte Prüfung findet statt, wenn die dazu befugten staat-



lichen Organe und andere Subjekte Anträge auf Beurteilung der Ver-
fassungsmäßigkeit normativer Akte beim Verfassungsgerichtshof ein-
reichen, ohne daß dabei ein Zusammenhang mit einem konkreten Ver-
fahren bei staatlichen Organen besteht. Um die konkrete Prüfung han-
delt es sich dann, wenn im Rahmen eines administrativen, gerichtlichen 
und Arbitrageverfahrens oder auch eines Verfahrens, dessen Gegen-
stand Vergehen, Finanzverbrechen oder Finanzvergehen sind, die Rechts-
frage nach der Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes bzw. nach der 
Übereinstimmung eines anderen normativen Akts mit der Verfassung 
oder einem anderen Gesetz an den Verfassungsgerichtshof gerichtet 
wird und die Entscheidung in der konkreten Rechtssache von der Ant-
wort auf diese Rechtsfrage abhängt. Mit dem Tag, an dem die Rechtsfra-
ge an den Gerichtshof gerichtet wurde, wird das Verfahren unterbro-
chen. Der Verfassungsgerichtshof prüft die an ihn gerichteten Rechts-
fragen nach denselben Grundsätzen und in demselben Verfahren, wie 
sie für die abstrakte Kontrolle vorgesehen sind.

Eine Analyse der im Gesetz über den Verfassungsgerichtshof enthal-
tenen Vorschriften läßt drei unterschiedliche Formen für die Einlei-
tung des Verfahrens zur Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit bzw. 
Gesetzmäßigkeit von normativen Akten (abstrakte Kontrolle) erkennen.

Erstens ist der Gerichtshof verplichtet, das Verfahren einzuleiten, 
wenn ein entsprechender Antrag von den dazu befugten Subjekten an 
ihn gerichtet wird. Zum Einreichen von Anträgen sind befugt: Sejm-
präsidium, Sejmausschüsse oder 50 Abgeordnete, Staatsrat, Staatsgericht- 
shof (Trybunał Stanu), Präsident der Obersten Kontrollkammer, Mini-
sterrat oder Präsident, der erste Präsident des Obersten Gerichts, Prä-
sident des Verwaltungsgerichtshofs, Präsident der Staatlichen W irt-
schaftsarbitrage, Generalstaatsanwalt der VR Polen und Exekutivko-
mitee des Landesrats der Patriotischen Bewegung für Nationale W ie-
dergeburt. Die genannten Organe sind berechtigt, Anträge aus eigener 
Initiative oder auf Veranlassung der Bürger vorzulegen. Wenn es je-
doch um normative Akte geht, die die Landesverteidigung, die Streit-
kräfte der VRP und die Staatssicherheit betreffen, so sind zum Einrei-
chen von Anträgen auf Beurteilung ihrer Verfassugsmäßigkeit nur 
Sejmpräsidium, Staatsrat, Ministerrat und Komitee für Landesverteidi-
gung berechtigt.

Zweitens sind zum Einreichen von Anträgen auf Prüfung der Ver-
fassungsmäßigkeit bzw. Gesetzmäßigkeit von normativen Akten auch 
berechtigt die Nationalräte der Woiwodschaften oder ihre Präsidien, der 
Zentralausschuß für Zusammenarbeit der sozialistischen Jugendverbände 
sowie die obersten Satzungsorgane der Gewerkschaftsorganisationen, 
der intergewerkschaftliichen Organisationen, des Gewerkschaftsbundes,



der Genossenschaftsorganisationen, der gesellschaftlichberuflichen O r-
ganisationen der Einzelbauern sowie anderer Berufsorganisationen, wenn 
der beanstandete normative Akt den durch Rechtsvorschriften be-
stimmten Tätigkeitsbereich dieser Organe und Organisationen betrifft. 
Anträge dieser Organe und Organisationen werden einer Voruntersu-
chung unterzogen, die ein in einer nichtöffentlichen Sitzung vom Prä-
sidenten ernannter Richter durchführt. Nachdem der Antrag geprüft 
worden ist, kann der Gerichtshof die Einleitung des Verfahrens be-
schließen oder den Antrag abweisen, falls er die aus dem Gesetz sich 
ergebenden Erfordernisse nicht erfüllt, einem offensichtlichen Mangel 
an Begründung aufweist oder eine Angelegenheit betrifft, für die der 
Gerichtshof nicht zuständig ist. Gegen den Beschluß kann beim Ge-
richtshof vorgegangen werden.

Drittens kann der Gerichtshof das Verfahren in der Frage der 
Verfassungsmäßigkeit oder Gesetzmäßigkeit eines Normativakts aus 
eigener Initiative auf Grund des in einer nichtöffentlichen Sitzung von 
einem aus drei oder fünf Richtern bestehenden Senat gefaßten Be-
schlusses einleiten (die Anzahl der Richter ist vom Rang des beanstan-
deten Akts abhängig)47.

Zum Vorlegen von Rechtsfragen, die sich auf ein konkretes, bei staat-
lichen Organen geführtes Verfahren beziehen, sind berechtigt: der erste 
Präsident des Obersten Gerichts, Präsident des Verwaltungsgericht-
shofs, Präsident der Wirtschaftsarbitrage sowie die obersten und Zen-
tralorgane der staatlichen Verwaltung.

Der Verfassungsgerichtshof untersucht den Antrag oder die Rechts-
frage in einer Verhandlung, von der er den Antragsteller sowie das 
Organ, von dem der Rechtsakt erlassen wurde, und den Generalstaats-
anwalt der VRP benachrichtigt. Die Anwesenheit des Antragstellers oder 
seines Vertreters ist obligatorisch. Die Verfassungsgerichtshof ist berech-
tigt, Sachverständige zu hören, von staatlichen Organen und Institutionen 
sowie gesellschaftlichen Organisationen die Vorlage von Akten und 
Dokumenten zu verlangen und auch andere Beweise zu benutzen, die 
er für die zu treffende Entscheidung für unerläßlich hält. Bei Verhan-
dlungen vor dem Verfassungsgerichtshof gilt der Öffentlicbkeitsgrund- 
satz. Eine Ausnahme in dieser Hinsicht bilden solche Verhandlungen, 
in denen die untersuchten Rechtsakte die Verteidigung und die Sicher-
heit des Staates oder die Streitkräfte der VRP betreffen.

Die Prüfung von Anträgen oder Rechtsfragen, die die Verfassungs-
mäßigkeit eines Gesetzes oder Dekrets betreffen, wird von einem aus

47 Art. 19 des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof  im Zusammenhang mit 
Art. 24 Abs. 1 des Beschlusses über die genaue Regelung des Verfahrens beim Ver-  
lassungsgerichtshof.



5 Richtern bestehenden Senat durchgeführt; bei der Prüfung von Anträ-
gen bezüglich anderer Normativakte besteht der Senat aus 3 Richtern. 
Die Richters des jeweiligen Senats und der Vorsitzende, der einer von 
den Richtern ist, werden vom Präsidenten des Gerichtshofs ernannt18. 
Der Präsident kann im besonders komplizierten Fällen aus eigener Ini-
tiative oder auf den Vorschlag des Senats, der die Entscheidung zu 
treffen hat, anordnen, daß der einschlägige Antrag vom Plenum unter-
sucht wird4”.

Die Entscheidungen des Verfassungisgerichtshofs, die die Verfassungs- 
mäßigkeit von Gesetzen und Dekreten betreffen, sind endgültig und 
nicht anfechtbar. Wenn d:e Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes oder eines Dekrets festeilt, wird 
sie dem Sejm vorgelegt, der eine endgültige Entscheidung in diesem 
Fall zu treffen befugt ist. Akzeptiert der Sejm die Richtigkeit der Ent-
scheidung, so kann er entweder entsprechende Änderungen im Gesetz 
bzw. Dekret vornehmen, diese aber auch teilweise oder als Ganzes 
auf heben. Wird jedoch das Gesetz bzw. das Dekret vom Sejm für ver- 
fassugsmäßig erklärt, so ist die Entscheidung des Verfassungsgerichts-
hofs damit abgewiesen, und die betreffende Angelegenheit kann nicht 
erneut zum Gegenstand eines Verfahrens vor dem Verfassungsgerichts-
hof werden. Der Beschluß über die Ablehnung der Entscheidung des 
Gerichtshofs erfolgt 'im Sejm mit einer Stimmenmehrheit, die zwei Drit-
tel der Stimmen betragen soll. In dieser Vorschrift kommt der Wille 
zum Ausdruck, dem Sejm die Spitzenposition im System der staatlichen 
Organe zu sichern. Das AußerkrafHetzen vom Sejm bestätigten Gesetze 
oder Dekrete durch die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs wür-
de eine Einschränkung der souveränen Position des Sejms bedeuten.

Anders wurde das Problem der Rechtsfolgen gelöst, die die Entschei-
dungen des Verfassungsgerichtshofs in der Frage der Verfassungs-
mäßigkeit oder Gesetzmäßigkeilt sonstiger, vom Staatsrat oder den an-
deren obersten und Zentralorganen erlassener Normativakte nach sich 
ziehen. Während im Verfahren über die Verfassungsmäßigkeit von 
Gesetzgebungsakten nur in einer Instanz verhandelt wird, ist für dieses 
Verfahren der Zweiinstanzenweg vorgeschrieben. Wenn der Verfas-
sungsgerichtshof als Senat vom drei Richtern eine Rechtswidrigkeit der 
vom obersten oder Zentralorgan des Staatsverwaltung beschlossenen 
Normativakte feststellt, kann der Ministerrat oder der Präsident des Mi- 
ni ster rats innerhalb eines Monats seit Zustellung der Entscheidung die 
wiederholte Untersuchung des Falls bei voller Besetzung des Gerichts-

18 Art. 25 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfassungsyerichlshof  im Zusammen-
hang mit Art. 6 des Beschlusses über die genaue Regelung...

19 .Art. 25 Abs. 2 des G etelzes über den Verlassungsgerichtshol.



hofs beantragen. Das gleiche Recht steht dem Staatsrat und dem Staats- 
ratspräsident zu, wenn die Rechtswidrigkeit eines vom Staatsrat, vom 
Staatsratspräsidenten oder von einem anderen der obersten oder Zentral-
organe, die keine Verwaltungsorgane sind, erlassenen Normativakts 
festgestellt worden ist. Die in der zweiten Instanz getroffene Plenarent-
scheidung des Gerichtshofs ist endgültig und verbindlich.

Die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs, die die Rechtswidrig-
keit eines Normativakts, der nicht zu den Gesetzen und Dekreten zählt, 
feststellt, wird dem Organ vorgelegt, das den betreffenden Normativakt 
erlassen hat. Dieses Organ ist verpflichtet, den Normativakt unverzüg-
lich zu ändern bzw. einen Teil desselben oder das Ganze für ungültig 
zu erklären. Die Änderungen sollen von dem einschlägigen Organ spä-
testens innerhalb von 3 Monaten seit der Zustellung der Entscheidung 
des Gerichtshofs durchgeführt werden. Hat das dazu verpflichtete O r-
gan die Rechtswidrigkeit des Normativakts innerhalb von 3 Monaten 
nicht behoben, so wird er kraft der Entscheidung des Gerichtshofs in 
dem von der Entscheidung Gezeichneten Umfang ungültig. Der Verfas- 
Rungsgerichtshof ist auch dazu befugt, die Anwendung des Normati-
vakts teilweise oder ganz mit dem Tag der Bekanntmachung seiner 
Entscheidung mit sofortiger Wirkung zu suspendieren. Der Präsident 
des Gerichtshofs macht die Suspendierung des normativen Akts in dem-
jenigen Publikationsorgan bekannt, in dem der Akt verkündet wurde. 
Wenn der Beschluß der Gerichtshofs einen Normativakt 'betrifft, der in 
keinem Publikationsorgan verkündet wurde, erscheint dieser Beschluß 
im Amtsblatt der VRP, dem „Monitor Polski"50.

Übersetzt von Zygmunt Soluch

Michał Domagala

SĄDOWNICTWO KONSTYTUCYJNE 
W EUROPEJSKICH PAŃSTWACH SOCJALISTYCZNYCH

Problem instytucjonalnych form kontroli zgodności prawa z konstytucją  
w  państwach socjalistycznych budzi coraz w iększe zainteresowanie. Przyjmowane są  
tutaj bardzo zróżnicowane system y kontroli konstytucyjności prawa. W początko-
wym okresie istnienia państw socjalistycznych doktryna oraz praktyka konstytucyj-
na nie dopuszczały możliw ości powoływ ania organów pozaparlamentarnych w postaci  
sądów konstytucyjnych, do których należałaby kontrola konstytucyjności ustaw i in-
nych aktów normatywnych.

50 Art. 9 des Gesetzes über den Verlassungsgerichtshol,



System wyłącznej samokontroli parlamentu w zakresie kontroli konstytucyjności 
ustaw istniał we wszystkich  państwach socjalistycznych do 1963 r., kiedy to nowa  
konstytucja Jugosławii przewidziała pow ołanie sądów konstytucyjnych zarówno na 
szczeblu federacji, jak i w republikach zw iązkowych. Sądy konstytucyjne w Jugo-
sławii rozpoczęły swoją działalność w lutym 1964 r. i przejawiają ożywioną aktyw -
ność. W 1972 r. zostały powołane również sądy konstytucyjne na szczeblu dwu kra-
jów autonomicznych: W ojw odiny i Kosowa.

Także ustawa konstytucyjna o federacji czechosłow ackiej z 27 października 1968 r. 
przewiduje po-wołanie podobnych organów na szczeblu federacji i dwu republik  
związkowych. W Czechosłowacji, pomimo istnienia konstytucyjnej regulacji sądow-
nictwa konstytucyjnego, instytucja ta nie została do tej pory powołana do życia.

Trzecim państwem socjalistycznym, którego konstytucja przewiduje istnienie są -
du konstytucyjnego jest Polska — po now elizacji konstytucji w dniu 26 marca 1982 r. 
Trybunał Konstytucyjny w PRL podjął swą działalność z dniem 1 stycznia 1986 r., tj. 
dopiero po uchwaleniu ustawy o Trybunale Konstytucyjnym w dniu 29 kw iet-
nia 1985 r. oraz uchwały Sejmu w sprawie szczególnego trybu postępowania przed 
Trybunałem w dniu 31 lipca 1985 r.


